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1. Einleitung  
 
Mit der vorliegenden Arbeit wird die politische Partizipation und deren 
Einflussfaktoren bei jungen Erwachsenen mit besonderer Berücksichtigung der 
Bildung untersucht.  
 
Neben anderen Faktoren wie Einkommen, Geschlecht und Alter beeinflusst die 
Bildung maßgeblich das Ausmaß der politischen Partizipation. Verschiedene 
soziologische Untersuchungen weisen darauf hin, dass sich Personen mit hohem 
Bildungsniveau stärker an politischen Prozessen beteiligen, beispielsweise eine 
höhere Wahlbeteiligung aufweisen oder häufiger an Demonstrationen teilnehmen. 
Diese Erkenntnis ist jedoch beschränkt auf den Einfluss formaler 
Bildungsabschlüsse, etwa der Matura oder des Studienabschlusses.  
 
Mit dieser Studie soll anhand des tertiären Ausbildungssektors untersucht werden, ab 
wann dieser Effekt zu wirken beginnt. Ein formaler Hochschulabschluss kann sich 
indirekt über die berufliche Situation und Einkommen positiv auf die politische 
Partizipation auswirken. Denkbar ist aber auch ein direkter Einfluss des 
Hochschulsystems auf die politische Partizipation. Die Gruppe der Studierenden hat 
gegenüber der Gruppe der Berufstätigen eine zusätzliche politische Ebene. Die 
hochschulpolitische Ebene zeichnet sich durch die Wahl der Studienvertretungen 
und der Universitätsvertretungen mit parteinahen Fraktionen aus. Es soll untersucht 
werden, ob ein Zusammenhang zwischen diesem hochschulpolitischen System und 
dem allgemeinen politischen System besteht und ob dies als erklärender Faktor für 
die politische Partizipation herangezogen werden kann.  
 
Unterschiede zwischen Berufstätigen und Studierenden sind nicht nur auf diese 
zusätzliche hochschulpolitische Ebene beschränkt. Die Lebenslagen der beiden 
Gruppen unterscheiden sich deutlich, vor allem bezüglich der  Dimensionen 
Einkommen, Bildung, Arbeitsituation und dem sozialen Netzwerk. Das soziale Umfeld 
ist im Hinblick auf das Ausbildungsniveau, das Alter und die Tätigkeit an sich im 
Studium homogener als jenes der Gruppe der Berufstätigen.  
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Hadjar und Becker beschreiben, dass sich die Zugehörigkeit zu einer Gruppe mit 
annähernd gleich hohem Bildungsniveau positiv auf das politische  Interesse 
auswirkt (Hadjar & Becker 2006b: 14). Es ist vorstellbar, dass aufgrund dieser 
unterschiedlichen Lebenslagen, sich das homogene, soziale Netzwerk auch bei 
Kontrolle des Bildungsniveaus positiv auf die politische Partizipation auswirkt.  
 
Mit der vorliegenden Studie wird geprüft, ob sich die Gruppe der Studierenden und 
die Gruppe der Berufstätigen, hinsichtlich der politischen Partizipation und deren  
Erklärungsfaktoren unterscheiden. Dafür werden die einzelnen Einflussfaktoren für 
die politische Partizipation in Hinblick auf Gruppenunterschiede analysiert. In einem 
Gesamtmodell wird dann der Einfluss der Faktoren für beide Gruppe gemeinsam und 
getrennt mit einer linearen Regression getestet.  
 
Zusätzlich wird geprüft, ob es einen Zusammenhang zwischen der 
hochschulpolitischer Ebene und der allgemeinen politischen Ebene besteht.    
 
 
 
2. Theorie, Fragestellung und Hypothesen  
 
2.1. Definition der politischen Partizipation 
 
Eine in der Partizipationsforschung gängige Definition stammt von Gabriel und Völkl. 
Als politische Partizipation bezeichnen sie „...diejenigen Aktivitäten, die Menschen 
freiwillig und nicht in einer beruflichen Funktion mit dem Ziel ausführen, Einfluss auf 
Personal- und Sachentscheidungen im politischen System zu nehmen oder selbst 
am Fällen oder an der Ausführung dieser Entscheidungen mitzuwirken“ (2008: 270). 
 
Eine allgemeinere Definition liefert van Deth, indem er „...alle Aktivitäten von Bürgern 
mit dem Ziel politische Entscheidungen zu beeinflussen“ zur politischen Partizipation 
zählt (2009: 141). 
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2.2. Formen der politischen Partizipation 
 
Studien in den Anfängen der politischen Partizipationsforschung berücksichtigten die 
Wahlbeteiligung als einzige Möglichkeit der politischen Partizipation. Im Laufe der 
Zeit wurden zunehmend mehr Partizipationsformen berücksichtigt, sodass nun in 
aktuellen Studien neben der Wahlbeteiligung eine große Bandbreite an 
Partizipationsformen mit einfließt.  
 
In der vorliegenden Studie wurden sieben Partizipationsformen berücksichtigt. 
Ausschlaggebend war die Teilnahme an der Nationalratswahl, die Kontaktaufnahme 
mit PolitikerInnen oder politischen VertreterInnen, die Mitarbeit in politischen Parteien 
oder Gruppierungen, das Tragen oder Befestigen von politischen Abzeichen oder 
Aufklebern, die Beteiligung an einer Unterschriftensammlung und Demonstration 
sowie die politisch motivierte Boykottierung bestimmter Produkte. Diese Formen 
wurden für den Gruppenvergleich herangezogen. Für die spezielle Analyse der 
Studierenden wurde das Spektrum durch zwei Beteiligungsformen ergänzt. Zum 
einen wurde die Partizipation über neue Medien durch die Frage, ob schon einmal 
ein Diskussionsbeitrag im Internet geleistet wurde, erfasst und zum anderen wurde 
auch die Wahlbeteiligung an der Hochschülerschaftswahl erhoben. 
 
Eine Unterteilung der Partizipationsformen kann anhand drei Dimensionen 
geschehen (Gabriel und Völkl 2008: 274). Gabriel und Völkl trennen grundsätzlich 
zwischen konventionellen und unkonventionellen Beteiligungsformen. Erst ab dieser 
Unterscheidung ist es sinnvoll anhand der Dimensionen Legitimations- und 
Institutionalisierungsgrad zu differenzieren. 
 
Demnach lassen sich die konventionellen Beteiligungsformen in institutionalisierte 
und nichtinstitutionalisierte Formen trennen. Zu der institutionalisierten Form zählen 
die Nationalrats- und Hochschülerschaftswahl sowie die Mitarbeit in politischen 
Parteien. Die Kontaktaufnahme mit PolitikerInnen oder politischen VertreterInnen ist 
eine nichtinstitutionellen konventionellen Form der Beteiligung.  
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Anhand der dritten Dimension, dem Legalitätsgrad, trennen Gabriel und Völkl (2008: 
274)  die unkonventionellen Beteiligungsformen. Zu den legalen unkonventionellen 
Beteiligungsformen zählen die restlichen in dieser Studie aufgenommenen Formen  
der politischen Partizipation (Tragen eines Abzeichens, Teilnahme an einer 
Unterschriftensammlung, Boykotierung bestimmter Produkte und Beteiligung an 
offiziellen Demonstrationen).  
 
Die illegalen unkonventionellen Partizipationsformen (z. B. nicht angemeldete/ 
illegale  Demonstrationen und Proteste) wurden weder für die Gruppe der 
Berufstätigen noch für die Studierenden erhoben. Aufgrund der persönlichen 
Befragung, trotz Bewahrung der Anonymität, wurde von einem starken Einfluss der 
sozialen Erwünschtheit bei der Beantwortung der Frage ausgegangen, die zu einem 
verzehrten Bild geführt hätte. 
 
Bei der Untersuchung der politischen Partizipation werden die unkonventionellen und 
konventionellen Partizipationsformen in einem Gesamtindex betrachtet. Die 
Erhöhung einer Form der Beteiligung führt somit zu einer Steigerung der gesamten 
politischen Partizipation.  
 
Im nachfolgenden Teil wird auf den theoretischen Zusammenhang der 
berücksichtigten Faktoren und der politischen Partizipation eingegangen.  
 
 
2.3. Bildung 
 
Eine höhere Bildung begünstigt den Erwerb von Wissen über politische Prozesse 
und damit die politische Kompetenz. Dies führt zu einem höheren politischen 
Interesse und in weiterer Folge zu einer Steigerung der politischen Partizipation. 
Dass die Bildung essentiell für die politische Kompetenz ist, beschreiben Hadjar und 
Becker (2011: 212). Höhere politische Kompetenz ist, neben dem politischen 
Interesse, ein wichtiger Faktor, der sich positiv auf die Überwindung der Barriere für 
die politische Partizipation auswirkt. Demnach verringert sich die Schwelle für die 
politische Partizipation für höher Gebildete. Der Befund, dass die Bildung einen 
direkten positiven Einfluss auf die Beteiligungsbarriere hat, wird bei der Betrachtung  
der konventionellen und unkonventionellen Partizipa
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Bildung ist vor allem für die Partizipation an unkonventionellen Formen förderlich 
(Hadjar & Becker 2009: 119). Dies kann damit erklärt werden, dass die 
Teilnahmebarriere für unkonventionelle Formen höher ist als für konventionelle 
Formen. Für die Teilnahme an unkonventionellen Formen ist ein höheres politisches 
Interesse von Nöten. Erst wenn ein erhöhtes Interesse an Politik vorherrscht, wird die 
Teilnahmebarriere überwunden. Dennoch ist für beide Formen der politischen 
Partizipation ein erhöhtes politisches Interesse nötig (Hadjar & Becker 2006a: 180).  
 
Es wird vermutet, dass nicht der formale Studienabschluss zu einer höheren 
politischen Partizipation führt, sondern dass sich dies bereits während des Studiums 
feststellen lässt.  
 
Des Weiteren wird ein Zusammenhang zwischen hochschulpolitischer Ebene und 
allgemeiner politischen Ebene vermutet. Daraus folgen zwei Hypothesen:  
 
(H1) Die Gruppe der Studierenden hat ein höheres politisches Partizipationsniveau 
als die Gruppe der Berufstätigen.  
 
(H2) Die politische Partizipation wird von der hochschulpolitischen Ebene positiv 
beeinflusst. 
 
Mit der vorliegenden Studie soll auch geklärt werden, ob dem Bildungsniveau auch in 
jüngeren Altersklassen ein hoher Erklärungsanteil der politischen Partizipation 
zukommt. Hadjar und Becker beschreiben, dass durch die Bildungsexpansion auch 
der direkte Zusammenhang zwischen dem politischen Interesse und dem 
Bildungsniveau zunehmend aufgeweicht wird (Hadjar & Becker 2006b: 30). Das 
politische Interesse und mit ihr die politische Partizipation ist innerhalb der höheren 
Bildungsschicht nicht mehr im hohen Ausmaß homogen verteilt. Aus dieser 
Überlegung lässt sich folgende Hypothese ableiten:  
 
(H3) Es wird angenommen, dass die Bildung einen positiven Einfluss auf die 
politische Partizipation hat.  
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2.4. Politisches Interesse  
 
Es gilt als unbestritten, dass eine hohe politische Partizipation stark mit einem hohen 
Interesse an politischen Prozessen einhergeht. Umgekehrt folgt einem hohen 
politischen Interesse nicht zwingend eine hohe politische Partizipation. Für ein hohes 
Ausmaß an politischer Beteiligung reicht ein erhöhtes politisches Interesse nicht aus. 
So ist es nicht unwahrscheinlich, dass ein hohes Interesse bestehen kann, aber sich 
die politische Partizipation auf Formen mit geringen Barierreschwellen, wie der 
Teilnahme an Wahlen, beschränkt.  
 
Das für eine höhere Partizipationsbereitschaft nötige Interesse ist auch vom 
Bildungsniveau abhängig (Hadjar & Becker 2006b: 29). Der Faktor Bildung 
beeinflusst die politische Partizipation direkt durch die höhere politische Kompetenz 
und die damit in Verbindung stehende höhere Reflexionsfähigkeit, als auch indirekt 
durch erhöhtes politisches Interesse (Hadjar & Becker 2006b: 13). Daraus lässt sich 
folgende Hypothese ableiten: 
 
(H4) Es wird angenommen, dass das politische Interesse einen positiven Einfluss auf 
die politische Partizipation hat.  
 
 
2.5. Zufriedenheit mit der Politik 
 
Der Zusammenhang zwischen der Zufriedenheit mit der Politik und der politischen 
Partizipation geht vor allem auf die Wahlforschung zurück. Bei der Betrachtung der 
Wahlbeteiligung im Zeitverlauf zeigt sich eine steigende Anzahl von Nichtwählern. 
Sowohl die Wahlbeteiligung bei der Nationalratswahl als auch bei der 
österreichischen Hochschülerschaftswahl sinkt stetig. Nichtwähler werden meist als 
politikverdrossen beschrieben oder gehören der Gruppe der Protestwähler an. 
Nichtwähler sind somit unzufriedener mit den politischen Gegebenheiten. Für 
unkonventionelle Beteiligungsformen ist der Zusammenhang jedoch negativ. Bei 
sinkender Zufriedenheit mit den demokratischen Strukturen sinkt die 
Wahlbeteiligung, jedoch steigt gleichzeitig die Teilnahme an unkonventionellen 
Partizipationsformen an (Schäfer 2010: 142). Laut Schäfer ist es dabei eher 
unwahrscheinlich, dass das Absinken von konventionellen Formen in gleichem 
 12  
Ausmaß von den unkonventionellen Beteiligungsformen ausgeglichen wird. Ein 
Grund dafür könnten die unterschiedlich hohen Barrieren der einzelnen 
Partizipationsformen sein.  
 
Mit vorliegender Untersuchung wird untersucht ob bei der gleichzeitigen Betrachtung 
der konventionellen und unkonventionellen Partizipationsformen ein Zusammenhang 
mit der Zufriedenheit der Politik besteht.  
 
(H5) Angenommen wird, dass die Zufriedenheit mit der Politik einen positiven 
Einfluss auf die politische Partizipation hat.  
 
 
2.6. Lebenszufriedenheit 
 
Innerhalb der Lebensqualitätsforschung ist es unbestritten, dass einer höheren 
politischen Partizipation eine höhere Lebensqualität, meist in Form von 
Lebenszufriedenheit, folgt. Diese Vermutung basiert auf den Ergebnissen von 
Ländervergleichen. Die Lebenszufriedenheit ist in Ländern, in denen die Demokratie 
weitgehend gefestigt ist, höher als in undemokratisch regierten Staaten. Alleine 
schon die Möglichkeit, sich politisch zu engagieren, wirkt sich positiv auf die 
Lebenszufriedenheit aus.  
 
Innerhalb der Partizipationsforschung wird die Lebenszufriedenheit in aktuellen 
Untersuchungen als erklärender Faktor für die politische Partizipation beschrieben 
(Flavin & Keane 2011; Weitz-Shapiro & Winters 2008). Rubenson (2005: 17f) 
beschreibt außerdem einen positiven Zusammenhang zwischen dem 
interpersonellen Vertrauen, welches das Sozialkapital erhöht, der 
Lebenszufriedenheit und der politischen Partizipation. Daraus lässt sich folgende 
Hypothese ableiten: 
 
(H6) Es wird angenommen, dass die Lebenszufriedenheit einen positiven Einfluss 
auf die politische Partizipation hat.  
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2.7. Allgemeines Vertrauen 
 
Das allgemeine Vertrauen ist ein wichtiger bestimmender Faktor für das soziale 
Kapital (Gabriel et al. 2002: 214; Putnam 1993: 177). Gabriel et al. untersuchten die 
Wirkung des sozialen Kapitals auf das politische Interesse und die 
Protestbereitschaft in verschiedenen Ländern. Für Österreich beschreiben sie einen 
positiven Effekt des Sozialkapitals auf das Politikinteresse und die Protestbereitschaft 
(Gabriel et al. 2002: 172). Es ist also zu untersuchen, ob sich dieser positive 
Zusammenhang auch zwischen dem allgemeinen Vertrauen und der gesamten 
politischen Partizipation einstellt.  
 
(H7) Es wird angenommen, dass das allgemeine Vertrauen einen positiven Einfluss 
auf die politische Partizipation hat. 
 
 
2.8. Politisches Vertrauen 
 
Zusätzlich zum allgemeinen sozialen Vertrauen, das dem sozialen Kapital 
zuzurechnen ist, wird das politische Vertrauen erhoben. Der Zusammenhang 
zwischen allgemeinem sozialem Vertrauen und dem Vertrauen in politische 
Institutionen ist innerhalb der Partizipationsforschung nicht eindeutig belegt (Gabriel 
et al. 2002: 175). Ein höheres allgemeines Vertrauen kann am ehesten noch das 
Vertrauen in einzelne politische Persönlichkeiten fördern. Für politische Institutionen 
ist dieser positive Einfluss aufgrund der anonymen, unpersönlichen Struktur nicht zu 
erwarten.   
 
Innerhalb der Partizipationsforschung gibt es verschieden Ansätze das politische 
Vertrauen zu analysieren. Vor allem in Untersuchungen, in denen der Einfluss des 
politischen Vertrauens auf die illegalen Formen der politischen Partizipation im 
Vordergrund steht, wird die undifferenzierte Betrachtung der verschiedenen 
politischen Institutionen bemängelt. Schmidt und Galanis (2003: 98) beschreiben für 
Studierende in Deutschland einen konträren Einfluss des politischen Vertrauens in 
unterschiedliche Partizipationsformen. Dabei differenzieren sie nach 
Systemvertrauen und Regierungsvertrauen. Sowohl das Vertrauen in das politische 
System als auch in die Regierung wirkt sich verstärkend auf die wahlnahe 
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Partizipation aus. Negativen Einfluss hat das Vertrauen in die Regierung und in das 
System auf illegale Proteste. Partizipationsformen, die als illegal einzustufen sind, 
werden in der vorliegenden Untersuchung nicht berücksichtigt. Erwartet wird 
demnach ein positiver Einfluss des Vertrauens auf die politische Partizipation.  
 
Das Systemvertrauen als auch das Regierungsvertrauen beeinflussen in der zuvor 
genannten Studie gleichermaßen die illegalen und legalen politischen 
Partizipationsformen. Bei der vorliegenden Untersuchung wird aus diesem Grund auf 
eine Aufteilung in System- und Regierungsvertrauen verzichtet, sodass das gesamte 
Vertrauen in alle politischen Institutionen betrachtet wird.    
 
Die Bereitschaft, sich legal am politischen Prozess zu beteiligen, wird durch das 
Vertrauen in politische Institutionen erhöht. Wird den politischen Institutionen von 
einer Person kein Vertrauen entgegengebracht, wird auch der Erfolg und 
Sinnhaftigkeit der eigenen Beteiligung in Frage gestellt.  
 
Moy et al. (2005: 67) beschreiben jedoch, dass auch ein negativer Zusammenhang 
zwischen Vertrauen und Beteiligung bestehen kann. Denn gerade wenn das 
Vertrauen in politische Institutionen gering ist, wird eher angenommen, dass ohne 
persönliche Beteiligung keine positiven Ereignisse eintreten. Diese Annahme zeigt 
sich auch in der Studie von Krampen. Sowohl das Vertrauen als auch die 
Zufriedenheit mit der Politik haben starken negativen Einfluss auf die politische 
Beteiligung (Krampen 2000: 290).  
 
Aufgrund dieser widersprüchlichen Ergebnisse wird für den Faktor politisches 
Vertrauen keine gerichtete Hypothese formuliert: 
 
(H8) Es wird angenommen, dass das Vertrauen in Politik einen Einfluss auf die 
politische Partizipation hat.  
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2.9. Politischer Medienkonsum  
 
Der politische Medienkonsum wird als erklärender Faktor für die politische 
Partizipation angenommen. Für die genaue Abbildung des politischen 
Medienkonsums wird die Erhebung getrennt nach Medien durchgeführt. Als Indikator 
des Interesses an politischen Medieninhalten dient die Nutzungsdauer. Für beide 
Gruppen wurde die Dauer des politischen Medienkonsums anhand der Medien 
Radio, Zeitung und TV erhoben. Zusätzlich wird bei den Studierenden das Medium 
Internet als neue Bezugsquelle berücksichtigt.  
 
Es wird angenommen, dass ein höheres Interesse an politischen Medien direkt als 
verstärkender Faktor auf die politische Partizipation einwirkt. Stein und Kelleter 
(2002: 301) konnten feststellen, dass Fernsehsendungen mit politischen Inhalten, bei 
geringer Selbsteinschätzung des eigenen politischen Einflusses, sich positiv auf die 
konventionellen Partizipationsformen auswirken. Durch den politischen 
Medienkonsum wird die Einschätzung, durch die aktive Teilnahme am politischen 
Prozess Veränderungen bewirken zu können, gestärkt. Fernsehendungen ohne 
politischen Kontext haben hingegen einen leicht negativen Einfluss auf die politische 
Partizipation. In der vorliegenden Studie wird nicht nur das Medium TV sondern auch 
die Medien Radio und Zeitung mit berücksichtigt. Daraus lässt sich folgende 
Hypothese ableiten: 
 
(H9) Es wird ein positiver Zusammenhang zwischen politischem Medienkonsum und 
politischer Partizipation angenommen.  
 
 
2.10. Politisches Wissen  
 
Das politische Wissen wird als erklärender Einflussfaktor für die politische 
Partizipation untersucht. Wissen wird auch außerhalb der Partizipationsforschung als 
zweidimensionales Konstrukt beschrieben, das sich aus den beiden Komponenten 
subjektives und objektives Wissen zusammensetzt. Das subjektive Wissen wird 
erhoben durch die Beschreibung der individuellen Einschätzung der eigenen 
Informationen zu einem bestimmten Thema. Die Erhebung des objektiven Wissens 
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geschieht durch die Abfrage von Informationen und Fakten zu bestimmten Themen. 
Dabei besteht jedoch keine direkte Verbindung zwischen den beiden 
Wissensformen, d. h. vom Ausmaß des subjektiven Wissens kann kein Rückschluss 
auf das objektive Wissen gezogen werden. Das objektive Wissen kann bei gleicher 
Einschätzung des subjektiven Wissens sowohl sehr hoch als auch sehr niedrig sein. 
 
Es wird angenommen, dass das subjektive Wissen einen positiven Einfluss auf die 
politische Partizipation hat (Westle 2009: 369). Ein höheres subjektives Wissen führt 
zu einer höheren Wahlbeteiligung, denn die Barriere für die Teilnahme wird 
verringert. Da die Teilnahmebarriere für die anderen Formen der Partizipation höher 
liegt, wird angenommen, dass das subjektive Wissen ebenso höher sein muss, damit 
eine Partizipation in anderer Form stattfindet. Dieser positive Zusammenhang wird 
somit für alle Partizipationsformen angenommen. Ein höheres subjektives Wissen 
erhöht somit die gesamte politische Partizipation. 
 
Das objektive Wissen hat hingegen einen geringeren Einfluss auf die Partizipation, 
sondern beeinflusst das Entscheidungsverhalten bei demokratischen Wahlen, 
welche politischen Parteien oder Personen gewählt werden (Westle 2009: 369).  
 
In der vorliegenden Untersuchung liegt das Hauptaugenmerk nicht auf dem 
Entscheidungsverhalten der einzelnen Gruppen, sondern das Ausmaß der 
politischen Partizipation ist von Interesse. Für die Fragestellung ist es somit sinnvoll 
ausschließlich das subjektive Wissen zu erheben, was anhand der 
Selbsteinschätzung der Kompetenz bezüglich politischer Themen operationalisiert 
wurde. Daraus lässt sich folgende Hypothese ableiten: 
 
(H10) Es wird ein positiver Zusammenhang zwischen dem politischen Wissen und 
der politischen Partizipation angenommen.  
 
 
2.11. Soziale Integration 
 
Gabriel und Völkl (2008: 293) geben an, dass die soziale Integration, als Bestandteil 
des Konzepts des sozialen Netzwerkes, die politische Partizipation positiv 
beeinflusst. Den Autoren zufolge lässt die soziale Integration Rückschlüsse auf die 
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intellektuellen Ressourcen zu, welche ähnlich wie die sozioökonomischen 
Ressourcen wichtig für eine höhere politische Partizipation sind. 
 
Die soziale Integration wird mit Hilfe von drei Items gemessen. Dadurch erhält man 
ein Bild über das soziale Netzwerk einer Person. Aufgrund der Überlegungen wird 
folgende Hypothese überprüft: 
 
(H11) Es wird angenommen, dass die soziale Integration einen positiven Einfluss auf 
die politische Partizipation hat.  
 
 
2.12. Politische Orientierung und Naheverhältnis zu politischen Parteien 
 
Es besteht ein starker Zusammenhang zwischen altruistischer Einstellung und der 
politischen Orientierung auf der linken Seite des politischen Spektrums (Zettler & 
Hilbig 2009: 338ff). Personen die sich eher links des Spektrums einschätzen, 
handeln auch eher altruistisch und setzen sich eher für die Belange anderer 
Menschen ein. Altruismus kann sich somit auch positiv auf die politische Partizipation 
auswirken. Die Hypothese lautet somit: 
 
(H12) Eine stärkere Positionierung auf der linken Seite des politischen Spektrums 
erhöht die politische Partizipation. 
 
Außerdem wird angenommen, dass Personen mit einem Naheverhältnis zu einer 
Partei eher bereit sind diese auch zu unterstützen als Personen, die keine politische 
Partei präferieren. Folgende Hypothese wird überprüft: 
 
(H13) Das Naheverhältnis zu einer Partei hat einen positiven Einfluss auf die 
politische Partizipation.  
 
 
2.13. Soziales Engagement 
 
Das soziale Engagement wird anhand der Hilfeleistung und der Unterstützung von 
Menschen erhoben. Neben einer direkten, persönlichen Hilfeleistung kann eine 
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Unterstützungsleistung Personen auch auf indirektem Weg über wohltätige oder 
gemeinnützige Vereine und Organisationen erreichen. Beide Unterstützungsformen 
fließen zusammen in einen Index, der das soziale Engagement abbildet, ein.    
 
Das soziale Engagement kann dabei dem sozialen Kapital zugeordnet werden. Es 
wird angenommen, dass ein erhöhtes soziales Engagement einen positiven Effekt 
auf die politische Partizipation hat. Daraus leitet sich folgende Hypothese ab: 
 
(H14) Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen politischer Partizipation und 
sozialem Engagement.  
 
 
 
2.14. Religion 
 
In der Partizipationsforschung wird Religion als Organisation und damit als ein Teil 
des sozialen Netzwerkes gesehen. Angenommen wird, dass die soziale Partizipation 
wie die Mitgliedschaft in nichtpolitischen Organisationen und Vereinen einen 
positiven Einfluss auf die politische Partizipation hat. Van Deth (2001: 216) kommt 
zum Schluss, dass soziale Partizipation eng mit der politischen Partizipation 
zusammenhängt und diese auf einzelne politische Partizipationsformen 
unterstützend wirkt. 
 
Üblicherweise werden die offizielle Konfession und die Häufigkeit bestimmter 
Tätigkeiten mit religiösem Bezug erhoben. In der vorliegender Untersuchung wird ein 
möglicher Einfluss der Religion jedoch nicht aufgrund des Vereinscharakters 
untersucht. Es soll geprüft werden, ob die Religiosität einer Person die politische 
Partizipation beeinflusst. Für diese Fragestellung ist es sinnvoll, nicht den offiziellen 
Mitgliedsstatus einer Person zu erheben, weil hier Diskrepanzen zur gefühlten 
Religiosität zu erwarten sind. Ebenso gilt dies für religiöse Tätigkeiten wie 
Kirchengänge und (finanzielle) Unterstützung. Vorstellbar ist, dass nicht alleinig das 
Naheverhältnis zur Religion die Motivation für religiöse Tätigkeiten darstellt, sondern 
dass die Motivation auch von Faktoren wie der Tradition oder der 
Gruppenzugehörigkeit beeinflusst wird.    
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Für die Untersuchung wird, unabhängig von der Konfession, die Religiosität von 
Personen erhoben. Die Hypothese lautet somit: 
 
(H15) Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen der Religiosität und der 
politischen Partizipation. 
 
 
2.15. Geschlecht 
 
Die politische Partizipation soll auch im Hinblick auf geschlechtsspezifische 
Unterschiede untersucht werden. Coffe und Bolzendahl (2010: 325ff) beschreiben, 
dass Unterschiede zwischen den Geschlechtern bei den Partizipationsformen zu 
erkennen sind. Frauen bevorzugen andere Formen der Partizipation als Männer.  
 
In der vorliegenden Untersuchung wird jedoch nicht nur die Auswirkung des 
Geschlechts auf die Auswahl der Beteiligungsformen untersucht, sondern auch ob 
bereits bei den Faktoren, von denen angenommen wird, dass sie die politische 
Partizipation beeinflussen, Unterschiede zu erkennen sind.  
 
Aufgrund geschlechtsspezifischer Präferenzen für einzelne Beteiligungsformen kann 
es zu einer heterogenen Verteilung innerhalb des Spektrums der politischen 
Partizipation kommen. Nicht zwingend lässt dies jedoch Rückschlüsse auf eine 
Diskrepanz in der Gesamthöhe der politischen Partizipation zu. Vorstellbar ist auch 
ein Ausgleich zwischen den einzelnen Beteiligungsformen. Dies würde zu einer 
ähnlich hohen politischen Partizipation von Frauen und Männern führen, die jedoch 
mit anderen Mitteln ausgeführt wird.   
 
Aufgrund des stetigen Wandels der geschlechtsspezifischen Rollenbilder wird 
untersucht, ob sich geschlechtsspezifische Unterschiede bei Personen im jungen 
Erwachsenenalter in beiden Gruppen nachweisen lassen.  Folgende ungerichtete 
Hypothese wird überprüft: 
 
(H16) Es existiert kein Zusammenhang zwischen Geschlecht und politischer 
Partizipation.  
 20  
2.16. Einkommen 
 
Das Einkommen ist wichtiger Bestandteil des sozioökonomischen Status einer 
Person. Verba und Nie beschreiben in ihrem sozioökonomischen Standardmodell 
(SES), unter Berücksichtigung weiterer Variablen wie der beruflichen Position, einen 
positiven Zusammenhang zwischen Einkommen und politischer Partizipation (Verba 
& Nie 1972: 125ff). Aufgrund dieser Tatsache wird folgende Hypothese überprüft: 
 
(H17) Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen dem Einkommen und der 
politischen Partizipation.  
 
 
2.17. Eigenverantwortung 
 
Es wird untersucht, wem die Verantwortung in bestimmten Bereichen zugeschrieben 
wird. In der vorliegenden Untersuchung wird erhoben, ob die Verantwortung eher im 
Bereich des politischen Systems verortet wird oder bei einem selbst. Bei einer 
niedrigen Eigenverantwortung werden eher von den politischen Institutionen 
Lösungen erwartet. Die zu überprüfende Hypothese lautet: 
 
(H18) Die Eigenverantwortung hat einen negativen Einfluss auf die politische 
Partizipation.  
 
 
2.18. Alter 
 
In der Partizipationsforschung wird ein verkehrt U-förmiger Zusammenhang zwischen 
dem Lebensalter und der politischen Partizipation angenommen. Die Bereitschaft 
sich politisch zu engagieren ist im mittleren Lebensalter am höchsten und sinkt mit 
höherem Alter wieder. Aufgrund der geringen Alterspanne der Stichprobe wird kein 
Zusammenhang mit der politischen Partizipation vermutet. Die Hypothese lautet 
daher:  
 
(H19) Es besteht kein Zusammenhang zwischen dem Alter und der politischen 
Partizipation. 
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3. Stichprobe der Berufstätigen  
 
Für die Untersuchung der politischen Partizipation wird der European Social Survey 
(ESS)1 herangezogen. Mit Hilfe des ESS werden soziale und politische Einstellungen 
und Ansichten der Bevölkerung abgefragt. Dadurch soll es möglich werden, die 
Veränderung der Einstellungen und den Wertewandel der europäischen Bevölkerung 
über einen längerfristigen Zeitraum systematisch zu dokumentieren und zu 
analysieren. 
 
Die Erhebung erfolgte durch mündliche standardisierte Interviews. Zusätzlich zu den 
Kernfragen gibt es länderspezifische Fragen und verschiedene Schwerpunkte in 
jeder Befragungswelle. Befragt werden hierbei über 40.000 Personen aus über 20 
europäischen Staaten. Die erste Umfrage wurde 2002 durchgeführt. Seitdem erfolgte 
eine Erhebung in einem Intervall von zwei Jahren. Ingesamt wurden bis 2012 die 
Datensätze von vier Wellen freigegeben.  
 
In den vier vergangenen Erhebungen wurden allgemeine Fragen zu politischen 
Verhaltensweisen und Einstellungen gestellt. In der dritten Welle2 (2006/2007) ist 
zusätzlich auch das Thema Lebensqualität in einem Spezialmodul behandelt worden.   
 
Die ersten drei Wellen beinhalten auch eine Datenerhebung in Österreich. Die vierte 
Welle erfolgte ohne Teilnahme Österreichs. Daraus ergibt sich bei der Analyse eine 
Konzentration auf die dritte Befragungswelle, bei der das Thema Politik auch in 
Österreich behandelt worden ist.  
 
Für die Stichprobe sind Personen im Alter von 18 bis 28 Jahre, die in Österreich 
wohnen und in erster Linie berufstätig sind, in die Analyse aufgenommen worden. 
Insgesamt trifft dies auf 234 Personen zu. Fünf Personen konnten identifiziert 
werden, die bereits im Berufsleben sind und einen Hochschulabschluss haben. 
Aufgrund der Fragestellung, der geringen Fallzahl und den daraus resultierenden 
methodischen Problemen, wurden die fünf AkademikerInnen nicht in die Stichprobe 
aufgenommen. Die Gruppe der Berufstätigen umfasst somit 229 Personen.  
                                                          
1
 www.europeansocialsurvey.org/, letzter Zugriff am 10.12.2011 
2
 SPSS Datensatz des ESS 3 unter http://ess.nsd.uib.no/ess/round3/, letzter Zugriff am 10.12.2011 
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4. Stichprobe der Studierenden 
 
Eine Analyse der Gruppe der Studierenden konnte mit dem ESS Datensatz nicht 
erfolgen. Daher wurden die interessierenden Variablen in einer eigenständigen 
Erhebung an der Gruppe der Studierenden erfasst. 
 
Die Daten wurden durch persönliche standardisierte Befragungen erhoben. Durch 
eine Onlineerhebung hätte die Stichprobe zwar erhöht werden können, wegen der 
Thematik ist jedoch eine Verfälschung der Stichprobe aufgrund der Selbstselektion 
erwartet worden. Bei einer Onlineerhebung wurde ein Wegfallen der politisch 
uninteressierten Personen befürchtet. Da es aber für diese Untersuchung essentiell 
ist, sowohl politisch interessierte als auch uninteressierte Personen abzubilden,  
wurde auf eine Onlineerhebung zugunsten einer besseren Stichprobenauswahl 
verzichtet. Die Selbstselektion konnte durch eine persönliche Ansprache verhindert 
werden, denn es ist zu keiner Ablehnung der Beteiligung aufgrund des Themas 
gekommen.   
 
Studierende ohne österreichische Staatsbürgerschaft wurden nicht in die Studie 
aufgenommen, da für sie eine Beteiligung bei der Nationalratswahl nicht möglich ist. 
Die Folge wäre eine falsche Deutung der politischen Partizipation. Ein weiteres 
Problem bei nicht-österreichischen StaatsbürgerInnen ist der starke Bezug auf die 
österreichische Politik. Die Miteinbeziehung nicht-österreichischer Staatsbürger hätte 
eine Interpretation der Antworten erschwert, weil nicht eindeutig feststellbar wäre, ob 
bei der Beantwortung der Fragen auf die Politik im Heimatland oder auf die Politik in 
Österreich Bezug genommen wurde.   
 
Die Erhebung erfolgte innerhalb von drei Wochen, in den Monaten Mai und Juni 
2011. Die Befragungen fanden an verschieden Wochentagen, jeweils zwischen 9:00 
und 20:00 statt. Um eine möglichst hohe Vielfalt an Studierenden verschiedener 
Studienrichtungen zu erreichen, wurden die folgenden universitätsnahen 
Erhebungsstandorte ausgewählt: Hauptuniversität Wien (Dr.-Karl-Lueger-Ring 1, 
1010), Neues Institutsgebäude (Universitätsstraße 7, 1010), Altes AKH (Spitalgasse, 
1090), Sigmund-Freud-Park und Votivpark (1090), Wirtschaftsuniversität (Augasse 2-
6, 1090), Universität für Bodenkultur/ Türkenschanzpark  (Gregor-Mendel-Straße 33, 
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1180) und Technische Universität Wien/ Karlsplatz (Karlsplatz 13, 1040). Ingesamt 
sind Studierende aus 51 Studienrichtungen unterschiedlicher Universitäten in der 
Stichprobe vertreten.  
 
Die Interviewdauer betrug zwischen 15 und 50 Minuten. Die überwiegende Mehrheit 
der Interviews hatte eine Dauer von 20 Minuten. Dies entsprach dem durch Pretests 
ermittelten Zeitaufwand. Bei lediglich zwei Personen lag die Interviewdauer deutlich 
über 30 Minuten.  
 
Der Umstand, dass kein Interview abgebrochen wurde, sowie die sehr hohe 
Beteiligungsrate, die positiven Rückmeldungen und die durchschnittliche 
Interviewdauer weisen auf ein hohes Interesse an der Teilnahme an dieser   
sozialwissenschaftlichen Studie hin. 
 
Für die vorliegende Untersuchung ist eine klare Trennung zwischen Berufstätigen 
und Studierenden notwendig. Die Trennung erfolgte mit Hilfe der von den Personen 
angegebenen Arbeitszeit und der Selbsteinschätzung. Bei der Frage der 
Selbsteinschätzung gaben drei Personen an, sich in erster Linie als berufstätig und 
nicht als Student oder Studentin zu bezeichnen. Alle drei Teilnehmer waren über 28 
Jahre alt und zwei davon absolvierten ein Doktoratsstudium. Diese drei Personen 
wurden aufgrund der Selbsteinschätzung und des Alters nicht in die Stichprobe 
aufgenommen. In der Stichprobe befinden sich somit 163 Studierende, die sich 
primär als Studenten oder Studentinnen bezeichnen.  
 
Durch die zusätzliche Erhebung der Arbeitszeit  für bezahlte Tätigkeiten während des 
Semesters wird das Ergebnis der Selbsteinschätzung bestätigt. Von den 163 
Studierenden gab knapp die Hälfte (46,6%) an, einer bezahlten Tätigkeit 
nachzugehen. Die durchschnittliche Arbeitszeit liegt bei ca. 40 Stunden pro Monat, 
wobei die Arbeitstätigkeit in der Endphase des Studiums ansteigt.  
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Die gesamte Stichprobengröße beträgt 392 Personen, darunter 163 Studierende aus 
der Selbsterhebung und 229 Berufstätige aus dem ESS 3 Datensatz.  
 
Anzumerken ist noch die unterschiedliche Erhebungszeit. Es kann jedoch davon 
ausgegangen werden, dass politische Einstellungen und Verhaltensweisen in einem 
kurzen Zeitabschnitt nur geringen Schwankungen unterworfen sind, zumal es in 
dieser Zeit zu keinen gröberen Veränderungen in den politischen Verhältnissen 
gekommen ist.  
  
Um einen Gruppenvergleich durchführen zu können, musste der Fragebogen (siehe 
10.2) an den Fragebogen der dritten Welle des ESS angepasst werden. Folgende 
Fragen sind übernommen worden: 1-5, 7, 9, 11a-11g, 12, 13, 14a-14f, 15, 16, 21-23, 
25, 27, 28, 31-42, 46, 47 
Für die Analyse der Gruppe der Studierenden sind zusätzliche Fragen berücksichtigt 
worden: 6, 8, 10, 11h-11j, 14g, 17-20, 24, 26, 29, 30, 43-45, 48, 49.    
 
 
 
5. Operationalisierung und Analyse der Faktoren 
 
Die Analyse dient der genaueren Untersuchung der möglichen Einflussfaktoren auf 
die politische Partizipation. Hierfür werden alle einzelnen Faktoren hinsichtlich 
möglicher Unterschiede zwischen der Gruppe der Studierenden und der Gruppe der 
Berufstätigen untersucht. Bei einzelnen Faktoren wird auch der Unterschied 
innerhalb der Gruppen dargestellt. In einzelnen Fällen differieren die Ausprägungen 
aufgrund des Geschlechterunterschiedes innerhalb der Gruppen sehr stark. Diese 
Ausprägungen sollen mit Hilfe von graphischen Abbildungen illustriert werden.  
Alle Berechungen erfolgten mit Hilfe der Statistiksoftware SPSS Version 15.0.  
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5.1. Geschlecht  
 
 
 
Abbildung 1: Geschlechterverteilung bei Studierenden und 
Berufstätigen, N=391 
 
Von den insgesamt 392 Personen, die in die Untersuchung einfließen, sind 191 
Personen männlich und 200 Personen weiblich. Bei einer Person fehlt die Angabe 
des Geschlechts. Dies entspricht einer Geschlechterverteilung von 48,8 % 
männlichen zu  51,2 % weiblichen Personen. 
 
Innerhalb der Gruppen zeigt sich eine ähnliche Verteilung. Die Gruppe der 
Studierenden setzt sich zusammen aus 51,9 % Männer und 48,1 % Frauen. Bei den 
Berufstätigen sind 46,7 % der befragten Personen Männer und 53,3 % Frauen.  
 
 
5.2. Alter 
 
Für beide Gruppen wurden aufgrund der Fragestellung Altersgrenzen festgelegt. Das 
Mindestalter beträgt 18 Jahre und das Höchstalter 28 Jahre.  
 
Das gemeinsame Durchschnittsalter über beide Gruppen ist 22,53 Jahre. Das 
Durchschnittsalter zwischen Studierenden und Berufstätigen unterscheidet sich 
hierbei nicht signifikant. Mit einem Durchschnittsalter von 22,61 Jahre liegt die 
Gruppe der Studierenden leicht über dem gemeinsamen Durchschnittalter. Im 
Durchschnitt ist die Gruppe der Berufstätigen etwas jünger. Der Mittelwert beträgt 
22,48 Jahre. Beide Gruppen haben somit ein fast gleiches Durchschnittsalter. 
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Jedoch unterscheiden sich Studierende und Berufstätige aufgrund ihrer 
Altersverteilung deutlich. Die Standardabweichung beträgt bei den Berufstätigen 
2,691 und liegt damit über der Standardabweichung für Studierenden (2,213). Diese 
breitere Streuung ist auf die Verteilung des Alters innerhalb der Gruppen 
zurückzuführen. Bei den Studierenden (Abb. 2) lässt sich anhand des Histogramms 
mit überlagerter Normalverteilungskurve eine Normalverteilung des Alters erkennen. 
Bei den Berufstätigen zeigt sich, dass das Alter innerhalb dieser Gruppe eher 
gleichmäßig verteilt ist.  
 
Bei der Gruppe der Studierenden sind in den niedrigen Altersklassen (bis 21 Jahre) 
weniger Studenten und Studentinnen vertreten. Ebenso ist dies bei höheren 
Altersklassen der Fall. Diese Altersverteilung wird auch von anderen Studien 
bestätigt. So sind 50% der Studierenden zwischen 21 und 25 Jahre alt (Unger et. al. 
2009: 493).   
 
                    
        
Abbildung 2: Histogramm für die Gruppe der 
Studierenden mit Normalverteilungskurve, 
N=162                                                   
Abbildung 3: Histogramm für die Gruppe der 
Berufstätigen mit Normalverteilungskurve, 
N=229 
 
 
Relevante Unterschiede zwischen den Geschlechtern hinsichtlich der Altersverteilung 
sind in beiden Gruppen nicht auszumachen. Jedoch ist anzumerken, dass das 
durchschnittliche Alter bei Studieneintritt bei Männern höher ist. Diese Diskrepanz ist 
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vor allem auf die allgemeine Wehrpflicht zurückzuführen. So wird die Gruppe der 
jungen Studierenden (18 und 19 Jahre) ausschließlich von Frauen repräsentiert. 
Ingesamt befinden sich in der Gruppe der 18- und 19-Jährigen elf Frauen. Dies 
entspricht 6,8% der Gesamtstichprobe der Studierenden.  
 
Durch den Vergleich der Histogramme ist somit schnell ersichtlich, warum das 
Durchschnittsalter in beiden Untersuchungsgruppen nahezu identisch ist. Die 
unterschiedliche Standardabweichung ist auf die unterschiedliche Alterverteilung 
innerhalb der Gruppen zurückzuführen.  
 
 
5.3. Politischer Medienkonsum 
 
Die Erfassung des politischen Medienkonsums geschieht bei beiden Stichproben 
über drei Variablen (Fragen 1, 2 und 3 des Fragebogens). 
Erfragt wurde dabei die durchschnittliche Dauer des politischen Medienkonsums. Bei 
beiden Gruppen wurde nach drei verschiedenen Medien differenziert: Zeitung, Radio 
und Fernsehen.  
Folgende Fragen kamen hierbei zur Anwendung:  
 
 
- Wenn Sie an einen normalen Wochentag denken, wie viel Zeit verbringen Sie 
damit, sich Nachrichten oder Sendungen über Politik und über das aktuelle 
Geschehen im Fernsehen anzusehen? (Frage 1) 
 
 
- Wenn Sie an einen normalen Wochentag denken, wie viel Zeit verbringen Sie 
damit, Nachrichten oder Sendungen über Politik und über das aktuelle 
Geschehen im Radio zu hören? (Frage 2) 
 
- Wenn Sie an einen normalen Wochentag denken, wie viel Zeit verbringen Sie 
damit, Artikel über politische Themen und über das aktuelle Geschehen in der 
Zeitung zu lesen? (Frage 3) 
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Bei allen drei Fragen wurden die gleichen Antwortkategorien verwendet. Die 
Kategorien sind jeweils in 30-Minuten-Abständen unterteilt. 
 
 
gar keine Zeit O 
weniger als< ½ Stunde  O 
< ½ Stunde, bis zu 1 Stunde  O 
< 1 Stunde, bis zu 1½ Stunden O 
< 1½ Stunden, bis zu 2 Stunden O 
< 2 Stunden, bis zu 2½ Stunden O 
< 2 ½ Stunden, bis zu 3 Stunden  O 
3 Stunden und mehr O 
weiß nicht O 
 
 
Zusätzlich wurde bei den Studierenden noch ein weiteres Medium als 
Informationsquelle erhoben; das Internet wurde als viertes Medium hinzugefügt. Dies 
blieb bei den Berufstätigen unberücksichtigt. Um eine Verzerrung des gesamten 
durchschnittlichen politischen Medienkonsums zu entgehen, werden für die Analyse 
der Unterschiede zwischen Studierenden und Berufstätigen die Medien Zeitung, 
Radio und Fernsehen herangezogen. Erst für die Untersuchung der Unterschiede 
innerhalb der Gruppe der Studierenden kann zusätzlich das Medium Internet 
herangezogen werden.  
 
Um Unterschiede zwischen Berufstätigen und Studierenden hinsichtlich ihres 
Medienkonsums ausfindig machen zu können, werden zunächst alle drei Medien 
einzeln betrachtet. Bei jedem Medium wird geprüft, ob es unterschiedliche 
Ausprägungen zwischen den einzelnen Gruppen gibt. Dadurch können Präferenzen 
in der Medienwahl aufgezeigt werden, die zeigen, welches Medium von den 
Studierenden bzw. Berufstätigen bevorzugt wird. Dieser Gewinn an Information ist für 
eine spätere Analyse vorteilhaft.  
 
Zunächst soll näher auf den politischen Medienkonsum durch das Fernsehen 
eingegangen werden. 
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5.3.1. Politischer Medienkonsum durch das Fernsehen  
 
Die durchschnittliche Zeit, die pro Tag verbracht wird, um sich über Politik durch 
Fernsehsendungen zu informieren, konnte in Kategorien mit 30-Minuten-Abständen 
beantwortet werden. Aufgrund dieser Einteilung ergibt sich eine Skala mit 
Ordinalniveau mit insgesamt acht Ausprägungen. Infolge des niedrigen 
Skalenniveaus erfolgt der Vergleich zwischen Studierenden und Berufstätigen mit 
Hilfe nichtparametrischer Mann-Whitney-U Tests. Der Vorteil nichtparametrischer 
Tests ist, dass für die Berechnung nicht die Mittelwerte herangezogen werden. 
Dadurch ist eine Anwendung bei Daten ohne metrischem Skalenniveau erlaubt. Die 
Berechung erfolgt dabei nicht anhand von Variablenwerten sondern mit Hilfe von 
Rangzahlen (Janssen & Jürgen 2005: 525f). Jedem Wert wird ein Rang zugewiesen. 
Die einzelnen Rangwerte werden addiert. Die dadurch entstehende Rangsumme 
wird durch die Anzahl der Fälle dividiert. Der somit entstandene mittlere Rang ist ein 
Anzeichen dafür, ob ein Unterschied zwischen den Stichproben besteht. Durch den 
mittleren Rang lässt sich der Unterschied zwischen den Stichproben bewerten. Bei 
ähnlich hohen mittleren Rängen ist auch die Verteilung innerhalb der Stichproben 
ähnlich. Der Rangsummentest stellt somit für ordinales Skalenniveau ein Äquivalent 
des T-Tests für Mittelwertvergleiche bei metrischem Skalenniveau dar und lässt sich 
ähnlich interpretieren.  
 
Mit Hilfe des Mann-Whitney U-Test wird geprüft, ob ein signifikanter Unterschied 
zwischen zwei unabhängigen Stichproben existiert. Der Wilcoxon-Test berücksichtigt 
beim Vergleich zwei verbundene Stichproben. Mit Hilfe des Friedman-Tests lassen 
sich Unterschiede in mehreren verbundenen Stichproben untersuchen (Janssen & 
Jürgen 2005: 528).  
 
  Gruppe N 
Mittlerer 
Rang 
TV Konsum Studierende 162 208,23 
  Berufstätige 216 175,45 
  Gesamt 378  
Tabelle 1: Unterschiedlicher durchschnittlicher politischer TV-Konsum bei 
Studierenden und Berufstätigen. Berechnung mit Mann-Whitney-U- Test 
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Der Gruppenvergleich (Tabelle 1) zeigt einen deutlich höheren mittleren Rang bei 
den StudentInnen (208,23) auf. Der mittlere Rang für Berufstätige (175,45) liegt weit 
unter dem der Studierenden. Anhand der unterschiedlichen mittleren Ränge ist somit 
zu erkennen, dass der durchschnittliche politische TV-Konsum bei den Studierenden 
höher ist als bei den Berufstätigen. 
 
Der Mann-Whitney-U Test bestätigt diese Vermutung. Der Wert für die zweiseitige 
asymptotische Signifikanz ist mit 0,002 kleiner als die angenommene 
Irrtumswahrscheinlichkeit von 5%. Das Ergebnis ist somit hochsignifikant 
(0,002<0,01).   
 
5.3.2. Politischer Medienkonsum durch das Radio 
 
Das Einschätzen des täglichen politischen Medienkonsums durch das Radio erfolgte 
wie beim Medium TV mit Hilfe von abgestuften Klassen. Die Skala hat somit 
Ordinalniveau. Der Gruppenvergleich erfolgt mit dem Mann-Whitney-U Test. 
 
  
  Gruppe N 
Mittlerer 
Rang 
Radio Konsum Studierende 163 158,51 
  Berufstätige 202 202,76 
  Gesamt 365  
Tabelle 2: Unterschiedlicher durchschnittlicher politischer Radiokonsum bei 
Studierenden und Berufstätigen. Berechnung mit Mann-Whitney-U- Test 
 
 
Für die Gruppe der Berufstätigen ist ein mittlerer Rang von 202,76 berechnet worden 
(Tabelle 2). Dieser Wert liegt 44 Punkte über dem mittleren Rang von Studierenden 
(mittlerer Rang = 158,51). Aufgrund der großen Diskrepanz der mittleren Ränge 
zwischen den Gruppen kann davon ausgegangen werden, dass ein Unterschied 
hinsichtlich des politischen Konsums durch das Medium Radio besteht. Ein höherer 
mittlerer Rang bei den Berufstätigen zeigt, dass sie einen höheren durchschnittlichen 
Konsum von politischen Inhalten über das Medium Radio aufweisen als Studierende. 
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Der Mann-Whitney-U Test bestätigt das Ergebnis. Der Unterschied ist hoch 
signifikant (p<0,00).  
 
5.3.3. Politischer Medienkonsum durch die Zeitung 
 
Analog zur Berechnung des Politischen Medienkonsums durch die Medien Radio 
und Fernsehen erfolgt die Überprüfung möglicher Unterschiede zwischen 
Studierenden und Berufstätigen anhand des nichtparametrischen Mann-Whitney-U 
Rangsummentest.  
 
 
 Gruppe N 
Mittlerer 
Rang 
Studierende 162 218,70 
Berufstätige 196 147,10 
Medium Zeitung 
Gesamt 358  
Tabelle 3: Unterschiedlicher durchschnittlicher politischer Zeitungskonsum 
bei Studierenden und Berufstätigen. Berechnung mit Mann-Whitney-U- Test. 
  
 
Anhand der Tabelle 3 lässt sich ein Unterschied der mittleren Rangwerte bei 
Berufstätigen und Studierenden von knapp 72 Punkten errechnen. Studierende 
haben einen höheren mittleren Rang und somit einen höheren durchschnittlichen 
politischen Medienkonsum über das Medium Zeitung als Berufstätige. Diese 
Einschätzung basierend auf den unterschiedlichen mittleren Rangwerte wird durch 
den Mann-Whitney-U, der ein hoch signifikantes Ergebnis liefert, bestätigt (p<0,00).  
 
Durch die Analyse der einzelnen Medien kann ein Überblick über die Präferenzen in 
der Medienwahl gegeben werden. Diese Zusammenfassung basiert auf dem 
Vergleich der mittleren Ränge der einzelnen Medien (Tabelle 4).  
Um sich über politische Themen zu informieren, zieht die Gruppe der Studierenden 
die Medien Zeitung und TV dem Medium Radio vor.  
 
Bei der Gruppe der Berufstätigen steht das Medium Radio an erster Stelle, wenn es 
darum geht, sich über politische Themen zu informieren. 
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Zur Überprüfung dieser ad hoc Hypothese werden der Friedmann-Test und der 
Wilcoxon-Test für Studierende und Berufstätige getrennt durchgeführt. 
 
Um die unterschiedliche durchschnittliche Konsumzeit für die drei verschiedenen 
Medien für jede Gruppe auf Signifikanz zu prüfen, ist der Wilcoxon-Test 
herangezogen worden. 
 
Mit Hilfe des Wilcoxon-Tests lässt sich erkennen, ob es bei der durchschnittlichen 
Konsumzeit zwischen den Medien signifikante Unterschiede gibt. Um zusätzlich 
bestimmen zu können, bei welchen Medien die durchschnittliche Konsumdauer von 
Studierenden und Berufstätigen am höchsten ist, wurde der Friedmann-Test 
angewendet. 
 
  
 
 
 
 
Tabelle 4: Bevorzugte Medien in Gruppen aufgrund mittlerer Ränge. Berechnung mit 
Friedmann-Test, N (Studierende) = 162, N (Berufstätige) = 172 
 
Die Tabelle 4 zeigt ein eindeutiges Ergebnis. Studierende favorisieren für ihren 
politischen Konsum zwei Medien. Die durchschnittliche Konsumzeit für das Medium 
Radio ist in dieser Gruppe am geringsten. Der Wilcoxon-Test bestätigte einen 
signifikanten Unterschied zwischen der durchschnittlichen Konsumzeit für Radio und 
Zeitung sowie zwischen TV und Radio (0,00<0,05). Zwischen den Medien TV und 
Zeitung konnte bei den Studierenden kein signifikanter Unterschied in der 
Nutzungsdauer festgestellt werden (0,179>0,05). Studierende benutzen für ihren 
politischen Konsum die Medien Zeitung und TV im gleichen Ausmaß.  
 
Bei der Gruppe der Berufstätigen zeigen sich signifikante Unterschiede zwischen 
jedem einzelnen Medium. Der Wilcoxon-Test lieferte ein hoch signifikantes Ergebnis 
(0,00<0,05 zwischen TV-Radio, TV-Zeitung & Radio-Zeitung). Dadurch kann eine 
Rangfolge der beliebtesten Medien gebildet werden. Die durchschnittliche 
  Mittlerer Rang 
  Studierende Berufstätige 
TV 2,10 2,04 
Radio 1,73 2,20 
Zeitung 2,17 1,76 
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Nutzungsdauer für politischen Konsum für das Medium Radio ist am höchsten. An 
zweiter Stelle ist bei Berufstätigen das Medium TV zu finden. Am wenigsten  
informieren sich Berufstätige über das politische Geschehen mit Hilfe der Zeitung.  
 
Die unterschiedliche Nutzungsdauer der einzelnen Medien zwischen den Gruppen 
kann aus Tabelle 4 nicht abgelesen werden. Für diesen Vergleich sind die Medien 
hinsichtlich ihrer unterschiedlichen Nutzungsdauer mit dem Mann-Whitney-U-Test 
einzeln verglichen worden (siehe Tabelle 1, Tabelle 2 & Tabelle 3).   
 
5.3.4. Gesamter politischer Medienkonsum 
 
Um den Einfluss des Medienkonsums auf die politische Partizipation überprüfen zu 
können, wurde ein Index über den gesamten Medienkonsum erstellt. Miteinbezogen 
wurden die Medien Radio, Zeitung und TV. Die Nutzung des Internets wurde nur bei 
den Studierenden erhoben. Deshalb wurde das Medium Internet als 
Informationsquelle beim Gruppenvergleich nicht berücksichtigt. Die Nutzung des 
Internets wurde nur bei der Analyse der Studierenden berücksichtigt.  
 
Der gesamte politische Medienkonsum wurde in 4 Klassen eingeteilt. Ein ordinales 
Skalenniveau ist damit gegeben. Der Gruppenvergleich erfolgte mit dem 
nichtparametrischen Mann-Whitney-U Rangsummentest.  
 
  
  Gruppe N 
Mittlerer 
Rang 
gesamter 
Nachrichtenkonsum 
Studierende 162 186,03 
  Berufstätige 172 150,05 
  Gesamt 334   
Tabelle 5: Gruppenvergleich des gesamten Nachrichtenkonsums mit 
Mann-Whitney-U- Test 
 
Der Mann-Whitney-U-Test liefert ein signifikantes Ergebnis (0,00<0,05). Die Gruppe 
der Studierenden hat mit einem mittleren Rang von 186,03 einen signifikant höheren 
Medienkonsum als die Berufstätigen mit einem mittleren Rang von 150,05.  
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Gruppe 
    
Studier-
ende 
Berufs-
tätige Gesamt 
Anzahl 31 58 89 sehr 
niedrig % von Gruppe  19,1% 33,7% 26,6% 
 
Anzahl 
 
52 
 
59 
 
111 
 
niedrig 
% von Gruppe  32,1% 34,3% 33,2% 
 
Anzahl 
 
65 
 
47 
 
112 
 
hoher 
% von Gruppe  40,1% 27,3% 33,5% 
 
Anzahl 
 
14 
 
8 
 
22 
gesamter M. 
Konsum  
 
sehr 
hoher % von Gruppe  8,6% 4,7% 6,6% 
 
Anzahl 
 
162 
 
172 
 
334 
 
Gesamt 
% von Gruppe  100,0% 100,0% 100,0% 
Tabelle 6: Gesamter politischer Medienkonsum im Gruppenvergleich anhand der Kreutztabelle 
  
Der unterschiedliche Medienkonsum ist anhand der Kreuztabelle leicht abzulesen. 
Bereits 48,7% der Studierenden haben einen hohen bis sehr hohen Medienkonsum. 
In diesen beiden oberen Klassen sind die Berufstätigen mit 32% in geringem 
Ausmaß vertreten. Im Gegensatz dazu sind die Berufstätigen in der Kategorie „sehr 
niedriger Medienkonsum“ mit 33,7% höher vertreten als Studierende mit 19,1%.  
 
Der Zusammenhang zwischen der Gruppenvariable und des gesamten 
Medienkonsums ist gegeben. Der Chi-Quadrat-Test nach Pearson liefert ein hoch 
signifikantes Ergebnis (0,005<0,05).  
 
 
 
 35  
5.4. Politikinteresse  
 
Die Bestimmung des allgemeinen Interesses an Politik in beiden Gruppen wurde 
durch folgende Frage erhoben: 
 
- Wie sehr sind Sie persönlich an Politik interessiert? Sind Sie ...? (Frage 5) 
 
Für die Beantwortung der Frage wurde eine vierstufige bipolare Ratingskala 
vorgegeben (1=sehr interessiert, 2=ziemlich interessiert, 3=kaum interessiert, 
4=überhaupt nicht interessiert).  
 
Bei einer vierstufigen Ratingskala wird bewusst auf eine neutrale, mittlere 
Ausprägung verzichtet. Hierbei ist es jedoch wichtig, nicht auf eine 
Ausweichmöglichkeit zu verzichten. Sollte eine Person keine Meinung zu dieser 
Frage haben, darf diese aufgrund der fehlenden neutralen Kategorie nicht zu einer 
Antwort genötigt werden, welche nicht ihrer Meinung entspricht. Hierfür muss es die 
Antwortmöglichkeit „weiß nicht“ geben um eine Verfälschung der Daten zu 
verhindern. Durch die gleiche Abstufung der Skala lassen sich auch Zwischenwerte 
logisch interpretieren. Dies erlaubt eine Einstufung der Skala auf 
Intervallskalenniveau (Bortz & Döring 2006: 182). 
 
Für die Berechnung wurde die Variable umkodiert. Der Maximalwert 4 zeigt nun mit 
der Antwort „sehr interessiert“ das höchst mögliche Interesse an Politik an. Personen 
mit einem minimalen Skalenwert von 1 haben somit das geringste Interesse an 
Politik. Durch diese Umkehrung reicht die Skala nun von 1= überhaupt nicht 
interessiert bis 4= sehr interessiert. Dadurch sind die Antworten leichter zu 
interpretieren. Eine höhere Ausprägung auf der Skala bedeutet ein höheres Interesse 
an Politik.  
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Politikinteresse
1
1,5
2
2,5
3
3,5
4
Studierende Berufstätige 
Gruppen
M
itt
el
w
er
t Männer
Frauen
Männer und Frauen
 
Abbildung 4: Interesse an Politik bei Studierenden und Berufstätigen, N=387  
 
Die Mittelwerte wurden mittels T-Test analysiert. Aus Abbildung 4 ist abzulesen, dass 
Berufstätige ein niedrigeres Interesse an Politik haben als Studierende. Der 
Mittelwert bei Studierenden ist mit 2,88 signifikant höher als bei den Berufstätigen 
(2,34, p<0,00).  
 
Die Analyse der Geschlechterunterschiede ergab in beiden Gruppen ein ähnliches 
Ergebnis. Innerhalb der Gruppe der Studierenden haben die Männer (Mittelwert= 
3,08) ein signifikant (p<0,00) höheres Interesse als Frauen (Mittelwert= 2,65). 
Ebenso haben die berufstätigen Männer mit einem Mittelwert von 2,47 ein leicht 
höheres Interesse an Politik als Frauen (Mittelwert= 2,23, 0,026<0,05) in dieser 
Gruppe.  
 
 
5.5. Politisches Wissen   
 
Die Erfassung des politischen Wissens geschah anhand von zwei Fragen. Mit diesen 
beiden Fragen wurde das subjektive Wissen erhoben.  
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- Wie oft erscheint Ihnen das politische Geschehen so kompliziert, dass Sie 
nicht wirklich verstehen, worum es eigentlich geht? (Frage 7) 
 
Für die Beantwortung dieser Frage wurde eine 5-stufige Antwortskala vorgeben (1= 
nie bis 5= häufig). 
 
- Wie schwer oder leicht finden Sie es, sich bei politischen Themen eine eigene 
Meinung zu bilden? (Frage 9) 
 
 
Die zweite Frage konnte mit einer Antwortskala mit der Abstufung 1 bis 5 beantwortet 
werden (1= sehr schwer bis 5= sehr leicht).  
 
Um das politische Wissen abzubilden wurde durch Addition der Mittelwerte ein Index 
gebildet. Hohe Werte des Index bedeuten ein hohes subjektives politisches Wissen. 
Der Minimalwert des Index beträgt 1, der Höchstwert 5.  
 
Für die Berechnung des Index wurde für die Frage 7 eine Rekodierung der 
Antwortskala durchgeführt. Die Pole der 5-stufigen Skala wurden der Zieldimension 
des Index angepasst. Somit haben beide Fragen die für die Indexbildung benötigte 
gleiche Polung.  
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Abbildung 5: Grafik Politikinteresse beider Gruppen im Vergleich, N=378  
 
 
Die Mittelwertvergleiche für den Index Politisches Wissen erfolgten mit T-Tests. Der 
Mittelwert für Studierende (3,47) unterscheidet sich vom Mittelwert für die 
Berufstätigen (3,11) signifikant (p<0,00). Die Gruppe der Studierenden hat somit ein 
geringfügig höheres subjektives Wissen über Politik als die Gruppe der Berufstätigen.  
 
Innerhalb beider Gruppen zeigt sich ein ähnliches Ergebnis für Frauen und Männer. 
In beiden Gruppen haben die Männer ein signifikant höheres subjektives politisches 
Wissen. Der Mittelwert liegt für Frauen bei den Studierenden mit 3,15 signifikant 
niedriger als bei ihren männlichen Kollegen (Mittelwert= 3,77).  
 
Bei der Gruppe der Berufstätigen fällt der Unterschied zwischen Männer und Frauen 
ähnlich aus. Frauen haben einen Mittelwert von 2,87. Bei den Männern liegt der 
Mittelwert bei 3,39.  
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5.6. Vertrauen in politische Institutionen 
 
Bei beiden Gruppen wurde das Vertrauen in die politischen Institutionen und 
PolitikerInnen erhoben. Es wurde abgefragt, wie sehr sie Politiker und Politikerinnen 
vertrauen. Zusätzlich wurden beide Gruppen gebeten, ihr Vertrauen in insgesamt 
sechs  politische Institutionen einzuschätzen (Frage 11).  
 
Zu den politischen Institutionen zählen das österreichische Parlament, die Justiz, die 
Polizei, die politischen Parteien, das europäische Parlament und die Vereinten 
Nationen. Die befragten Personen konnten auf einer 11-stufigen Ratingskala ihr 
persönliches Vertrauen einschätzen (0= überhaupt kein Vertrauen bis 10= 
vollkommendes Vertrauen). 
 
Mit Hilfe dieser Fragen wurde ein Summenindex für das Vertrauen in politische 
Institutionen erstellt. Um den Index mit den einzelnen Institutionen vergleichen zu 
können liegt der Minimalwert bei 0 und Maximalwert bei 10. Dies entspricht somit den 
gleichen Ausprägungen der Ratingskalen für die einzelnen Antworten. Die Analyse 
der Unterschiede zwischen den Gruppen und Geschlechtern erfolgte mit T-Tests.  
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Abbildung 6: Vertrauen in politische Institutionen bei Studierenden und Berufstätigen, N=333 
 
Wie in der Abbildung 6 zu sehen ist, haben Studierende mit einem Mittelwert von 
4,65 ein ähnlich hohes Vertrauen über alle Institutionen wie Berufstätige (4,31). Es 
gibt keinen signifikanten Unterschied zwischen den beiden Gruppen (0,078>0,05).  
Auch innerhalb der Gruppen ist zwischen Frauen und Männern kein signifikanter 
Unterschied vorhanden.  
 
Männliche Studierende weisen jedoch mit einem Mittelwert von 4,72 ein signifikant 
(0,044<0,05) höheres Vertrauensniveau auf, als Männer in der Gruppe der 
Berufstätigen (4,16). Das Vertrauen in politische Institutionen ist bei Frauen beider 
Gruppen nicht signifikant unterschiedlich.  
 
Die Analyse des Vertrauensindex zeigt ein ähnlich hohes Vertrauensniveau der 
beiden Gruppen. Jedoch vertrauen Studierende und Berufstätige einzelnen 
Institutionen sehr unterschiedlich.  
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   Abbildung 7: Vertrauen in einzelne politische Institutionen nach Gruppen, N=357-385 
 
 
Die Abbildung 7 stellt das Vertrauen in sieben politische Institutionen getrennt nach 
Studierenden und Berufstätigen dar. Das Vertrauen in fünf Institutionen ist bei 
Studierenden signifikant höher als bei den Berufstätigen. Das Vertrauen in die Justiz 
ist im Vergleich zu anderen Institutionen in beiden Gruppen hoch (Mittelwert >5) und 
nicht signifikant unterschiedlich (0,427>0,05). Nur der Polizei, als einzige Institution, 
bringen die Studierenden signifikant (p<0,00) weniger Vertrauen entgegen als die 
Berufstätigen. Bei der Gruppe der Berufstätigen ist das Vertrauen in die Polizei am 
höchsten (6,11).  
 
Am wenigsten vertrauen Studierende als auch die Berufstätige den PoltikerInnen und 
den politischen Parteien.  
 
 
 
 
 
 
 42  
5.7. Zufriedenheit mit einzelnen Politikfelder       
 
Die Erhebung der Zufriedenheit mit der Politik und deren Wirkungsfeldern wurde 
durch fünf Fragen erhoben (Fragen 23, 24, 25, 27 und 29): 
 
- Wie zufrieden sind Sie im Allgemeinen mit der derzeitigen Wirtschaftslage in 
Österreich? (Frage 21) 
 
- Wenn Sie nun an die österreichische Bundesregierung denken, wie zufrieden 
sind Sie mit der Art und Weise, wie sie ihre Arbeit verrichtet? (Frage 22) 
 
- Und wie zufrieden sind Sie im Großen und Ganzen mit der Art und Weise, wie 
die Demokratie in Österreich funktioniert? (Frage 23) 
 
- Geben Sie bitte an, wie Sie – alles in allem – den derzeitigen Zustand des 
österreichischen Bildungssystems beurteilen? (Frage 25) 
 
- Geben Sie bitte an, wie Sie – alles in allem – den derzeitigen Zustand des 
österreichischen Gesundheitssystems einschätzen? (Frage 27) 
 
Für die Beantwortung der Fragen 21, 22 und 23 diente eine 11-stufige Ratingskala 
mit den Polen 0= äußerst zufrieden und 10= äußerst unzufrieden. Die gleiche Anzahl 
der Abstufungen wurde bei Frage 25 und 27 verwendet. Die Bezeichnung der Pole 
wurde dabei den Fragen angepasst (0= äußerst schlecht bis 10= äußerst gut). 
 
Für die Analyse der Unterschiede zwischen den Gruppen ist es zweckmäßig, nicht 
jedes Item isoliert zu betrachten, sondern die einzelnen Items systematisch zu einem 
Index zusammen zu fassen.  
 
Welche Items sich eignen um einen Index abzubilden, wurde anhand der Ergebnisse 
der Faktoranalyse entschieden. Der Faktorenanalyse vorangehend wurden die 
Variablen mit dem Kaiser-Meyer-Olkin-Test (KMO-Test) auf ihre Eignung für eine 
anschließende Faktorenanalyse geprüft. Der KMO-Test liefert einen MSA-Wert von 
0,761. Werte die größer als 0,7 sind können dabei als ziemlich gut beschrieben 
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werden (Backhaus 2008: 336f). Die Vorraussetzungen für eine Faktoranalyse sind 
damit gegeben.  
 
  
Komponente 
  1 2 
Zufriedenheit 
Wirtschaftslage ,769 ,111 
Zufriedenheit 
Bundesregierung ,754 ,253 
Zufriedenheit 
Demokratie ,759 ,275 
Zufriedenheit 
Bildungssystem ,290 ,810 
Zufriedenheit 
Gesundheitssystem ,164 ,867 
Tabelle 7: Faktorenanalyse für die Fragen 23, 
24, 25, 27 und 29, rotierte Varimax-
Faktorladungsmatrix 
 
 
Die Faktorenanalyse wurde mit der gesamten Stichprobe durchgeführt. Die Tabelle 
stellt die rotierte Faktorenmatrix für zwei Faktoren dar. Die Bestimmung der Anzahl 
der zu extrahierenden Faktoren geschah mit Hilfe des Scree-Tests. 
 
Die Faktorladungen in Tabelle 7 geben den Zusammenhang zwischen den Faktoren 
und den einzelnen Variablen an. Variablen mit hohen Faktorladungen auf einen 
Faktor können zu einem Index zusammengefasst werden. Der erste Faktor wird 
durch die drei Variablen Zufriedenheit mit der Demokratie, Zufriedenheit mit der 
Bundesregierung und Zufriedenheit mit der Wirtschaftslage beschrieben. Der zweite 
Faktor wird durch die Variablen Zufriedenheit mit dem Bildungssystem und 
Zufriedenheit mit dem Gesundheitssystem gebildet.  
 
Es können somit zwei Indizes aus den fünf Ausgangsvariablen gebildet werden. Der 
erste Index wird durch die Addition der Mittelwerte der Fragen 21, 22 und 23 gebildet. 
Der Index beschreibt die Zufriedenheit mit den politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen.  
 
Frage 25 und 27 bilden den zweiten Index. Mit diesem Index wir die Zufriedenheit mit 
den Institutionen beschrieben. Beide Indizes haben ein Minimum von 0  und ein 
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Maximum von 10. Der Wert 10 zeigt höchste Zufriedenheit an. Je niedriger die Werte 
desto höher ist die Unzufriedenheit. 
 
 
 
Abbildung 8: Index für Zufriedenheit mit politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen (N=341) und Index für Zufriedenheit mit Institutionen 
(N=368). Darstellung für beide Gruppen. 
 
Um das unterschiedliche Zufriedenheitsniveau sowohl zwischen den Gruppen 
(Abbildung 8) als auch innerhalb der Gruppen darstellen zu können, wurden die 
Mittelwerte herangezogen. Die Analyse beider Indizes erfolgte mit T-Tests. 
 
Berufstätige sind mit einem Mittelwert von 5,19 zufriedener mit den politischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen als Studierende (Mittelwert= 4,60, p=0,01). 
Studentinnen (4,50) sind ähnlich zufrieden wie ihre männlichen Kollegen (4,68, 
0,52>0,05). Bei den Berufstätigen sind die Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern geringfügig größer. Berufstätige Männer sind mit einem Mittelwert von 
5,03 etwas unzufriedener als ihre Kolleginnen (5,34). Die Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern sind nicht signifikant (0,17>0,05).  
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Der zweite Index, der die Zufriedenheit mit den Institutionen abbildet, zeigt für beide 
Gruppen eine höhere Zufriedenheit mit den Institutionen als mit den politischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen. Berufstätige haben hier die höchste 
Zufriedenheit (6,25). Damit unterscheidet sich diese Gruppe signifikant von den 
Studierenden (p<0,00). Studierende sind mit einem Mittelwert von 4,87 unzufriedener 
mit den Institutionen als Berufstätige.  
 
Zusammenfassend kann aus der Analyse der Indizes geschlossen werden, dass die 
Zufriedenheit in beiden Bereichen als eher mittelmäßig bis gering einzuschätzen ist.   
 
 
5.8. Soziale Integration  
 
Um eine möglichst genaue Erhebung der sozialen Integration in beiden Gruppen zu 
ermöglichen, sind drei Fragen zu einem Index zusammengefasst worden. Folgende 
drei Fragen kamen zur Anwendung: 
 
- Wie oft treffen Sie sich mit Freunden, Verwandten oder privat mit Arbeits-/ 
Studienkollegen? (Frage 32) 
 
Für die Beantwortung der Frage 34 standen folgende Antworten zu Verfügung: 
 
O nie 
  O weniger als einmal im Monat 
O einmal im Monat 
O mehrmals im Monat 
O einmal in der Woche 
O mehrmals in der Woche 
O täglich 
 O weiß nicht 
 
- Wenn Sie sich mit anderen Leuten in Ihrem Alter vergleichen, wie oft nehmen 
Sie an geselligen Ereignissen oder Treffen teil? (Frage 34) 
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Die Einschätzung wurde anhand folgender Ordinalskala vorgenommen: 
 
O viel weniger als die meisten  
O weniger als die meisten  
O ungefähr gleich oft  
O häufiger als die meisten  
O viel häufiger als die meisten  
O weiß nicht 
 
- Haben Sie jemanden, mit dem Sie intime und persönliche Angelegenheiten 
besprechen können? (Frage 33) 
 
Die Frage 35 wurde als Entscheidungsfrage formuliert. Für die dichotome Frage ist 
auch eine „weiß nicht“-Antwort als dritte Kategorie vorgeschlagen worden. 
 
Aus den einzelnen Items ist ein additiver Index gebildet worden. Der Indexwert wird 
gebildet durch die Summe der Punkte, die bei den drei Fragen erhalten wurden. Den 
geringsten Index-Wert erhält eine Person, wenn diese bei allen drei Fragen jene 
Antwort, welche auf eine niedrige soziale Integration schließen lässt, angegeben hat. 
Den niedrigsten möglichen Wert von 1 erhielten Personen die angegeben haben, 
sich nie mit Freunden zu treffen (Frage 32), niemanden zu haben mit dem sie ihre 
persönlichen Angelegenheiten besprechen können (Frage 33) und viel weniger oft 
als die meisten an geselligen Ereignissen teilnehmen (Frage 34). Der Maximalwert 
des Index von 5 beschreibt eine sehr hohe soziale Integration. 
 
Die Analyse der sozialen Integration wurde mit Rücksicht auf das metrische 
Skalenniveau mittels T-Tests für beide Gruppen durchgeführt (N=383).  
 
Die Gruppe der Studierenden hat einen etwas höheren Wert für die soziale 
Integration (3,55). Berufstätige liegen mit einem Mittelwert von 3,32 etwas unterhalb 
der Studierenden (p<0,00).  
 
Der T-Test ergibt keine signifikanten Unterschiede hinsichtlich der sozialen 
Integration zwischen den Geschlechtern (0,160>0,05). In beiden Gruppen ist somit 
das Level der sozialen Integration bei Frauen und Männer ähnlich.   
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5.9. Allgemeines soziales Vertrauen  
 
Das Vertrauen in die Politiker und Politikerinnen und in die politischen Institutionen 
wurde unter Punkt 5.6 beschrieben. Zusätzlich ist als erklärender Faktor für die 
politische Partizipation das allgemeine Vertrauen in Menschen erhoben worden. 
Folgende Frage ist dabei verwendet worden: 
 
- Würden Sie ganz generell sagen, dass man den meisten Menschen vertrauen 
kann, oder dass man um Umgang mit den Menschen nicht vorsichtig genug 
sein kann? (Frage 35) 
 
Die befragten Personen konnten mit Hilfe einer 11-stufigen Ratingskala die Frage 
beantworten. Geringstes Vertrauen haben Personen mit einem Wert von 0. Dies 
entspricht dem Pol mit der Bezeichnung „man kann nicht vorsichtig genug sein“. Der 
gegenüberliegende Pol der Skala wird beschrieben mit  „den meisten Menschen 
kann man vertrauen“ und erhält einen Maximalwert von 10.  
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 Abbildung 9: Generelles Vertrauen Studierender und Berufstätiger, Skala 0-10, N=386 
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Abbildung 9 zeigt das generelle Vertrauen beider Gruppen gesamt und nach 
Geschlecht getrennt. Das generelle Vertrauen ist bei Studierenden höher als bei 
Berufstätigen. Der Mittelwert für Studierende (6,04) ist signifikant höher als bei der 
Gruppe der Berufstätigen (4,89, p<0,00). Anzumerken ist, dass bei beiden Gruppen 
das Geschlecht keine Rolle spielt. Innerhalb der Gruppen existieren keine 
signifikanten Unterschiede (0,744>0,00) zwischen Männer und Frauen. Das 
Vertrauen, das Männer und Frauen anderen Menschen entgegen bringen, ist gleich  
ausgeprägt.  
 
 
5.10. Religion 
 
Für die Erhebung der Religiosität diente die Frage 36. Im Vordergrund stand dabei 
nicht das Interesse an der offiziellen Zugehörigkeit zu einer Kirche. Weil die offizielle 
Mitgliedschaft und das Gefühl der persönlichen Verbundenheit mit einer Religion oft 
sehr unterschiedlich sind und somit nicht die Nähe einer Person zu einer Religion im 
wahren Ausmaß widerspiegelt, ist für die Fragestellung die Erhebung der 
Mitgliedschaft nicht relevant.  
 
Gefragt wurde daher nach dem Gefühl der Verbundenheit mit einer Religion.  
 
- Unabhängig davon, ob Sie Mitglied oder Angehörige/r einer Kirche oder 
Religionsgemeinschaft sind, fühlen Sie sich einer bestimmter Religion oder 
Konfession zugehörig?(Frage 38) 
 
Für die Beantwortung der Frage standen drei Antwortkategorien zu Verfügung (Ja/ 
Nein/ Weiß nicht). 
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Gruppe 
   Studierende Berufstätige Gesamt 
Anzahl 62 146 208 Ja 
% von Gruppe 40,0% 64,9% 54,7% 
Anzahl 93 79 172 
Gefühl der Zugehörigkeit zu 
Religion 
Nein 
% von Gruppe 60,0% 35,1% 45,3% 
Anzahl 155 225 380 Gesamt 
% von Gruppe 100,0% 100,0% 100,0% 
 
Tabelle 8: Kreutztabelle für das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Religion, N=380 
 
Mit Hilfe der Kreutztabelle (Tabelle 8) wird die Verteilung dargestellt. Demnach fühlen 
sich 40% der Studierenden einer Religion zugehörig. Unter den berufstätigen 
Personen gibt die Mehrheit (64,9%) an, sich zu einer Religion zugehörig zu fühlen. 
Der Chi²-Test nach Pearson gibt eine hohe Signifikanz aus (0,00<0,05). Auch der 
exakte Test nach Fisher zeigt eine hohe Signifikanz (0,00<0,05) an.  
 
Geschlechterunterschiede sind dabei nicht zu vermerken. In beiden Gruppen ist die 
Anzahl der Männer und Frauen, welche sich einer Religion zugehörig fühlen, auf 
gleichem Niveau wie in der gesamten Gruppe. Die Unterschiede zwischen den 
Männern und Frauen in beiden Gruppen sind nicht signifikant (0,90>0,05). 
 
 
5.11. Soziales Engagement 
 
Das soziale Engagement wurde durch die Hilfeleistung gegenüber anderen  
Personen mit zwei Fragen erhoben. Mit der ersten Frage ist die indirekte 
Unterstützung über Institutionen erhoben worden: 
 
- Wie oft waren Sie in den letzten zwölf Monaten für gemeinnützige oder 
wohltätige Vereine und Organisationen tätig?(Frage 37) 
 
Die zweite Frage geht näher auf die direkte Unterstützung von Menschen ein: 
 
- Abgesehen von Ihrer Familie, von Ihrem Beruf oder von freiwilligen Vereinen 
bzw. Organisationen, wie oft haben Sie in den letzten zwölf Monaten anderen 
Menschen spürbar geholfen? (Frage 38) 
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Bei beiden Fragen wurden die gleichen Antwortkategorien vorgegeben: 
 
    O mindestens einmal in der Woche  
 O mindestens einmal im Monat  
 O mindestens einmal alle drei Monate  
 O mindestens einmal alle sechs Monate  
 O seltener  
 O nie  
 O weiß nicht 
 
Die Ordinalskalen wurden zu einem additiven Index mit metrischem Skalenniveau 
zusammengefasst. Für eine leichtere Interpretation sind die Antworten beider Fragen 
rekodiert worden. Somit erhält der Index den niedrigsten Wert von 0 wenn in den 
letzten zwölf Monaten weder eine direkte noch eine indirekte Hilfe über Institutionen 
getätigt wurde. Der Maximalwert des Index hat den Wert 5 und spiegelt somit die 
höchste mögliche Hilfeleistung wider.  
 
 
Abbildung 10: Darstellung des Hilfe-Index für studierende und 
berufstätige Männer und Frauen, N=346 
 
Abbildung 10 zeigt den Hilfe-Index für beide Gruppen. Mit einem Mittelwert von 2,12 
liegt die Unterstützungsleistung der Berufstätigen unter der von Studierenden (2,50). 
Der T-Test liefert für den Gruppenunterschied ein signifikantes Ergebnis (p<0,00).  
 
Wie aus der Abbildung 10 zu erkennen ist, liegt der Wert für die Männer in beiden 
Gruppen  geringfügig und nicht signifikant (0,68>0,05) unter dem der Frauen.   
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5.12. Lebenszufriedenheit 
 
Neben der Zufriedenheit mit einzelnen Politikfeldern wurde auch die eigene 
allgemeine Zufriedenheit mit dem Leben erhoben.  
 
Für die Konstruktion des Index Lebenszufriedenheit wurden fünf Items verwendet. 
Das erste Item ist eine allgemeine Einschätzung der Zufriedenheit mit dem Leben: 
 
- Alles in allem betrachtet, wie zufrieden sind Sie derzeit mit Ihrem Leben? 
(Frage 31) 
 
Für die Antwort diente eine Ratingskala mit einer Spannbreite von 0= äußerst 
unzufrieden bis 10= äußerst zufrieden. 
 
Die weiteren vier Items bilden das Konstrukt der Lebenszufriedenheit genauer ab. Es 
wurden vier verschiedene Dimensionen berücksichtigt: 
 
- Ich bin stets optimistisch in Bezug auf meine Zukunft (Frage 39a) 
 
- Ich sehe mich im Allgemeinen in einem sehr positiven Licht (Frage 39b) 
 
- Manchmal habe ich das Gefühl, ein Versager/eine Versagerin zu sein (Frage 
39c) 
 
- Im Großen und Ganzen verläuft mein Leben so, wie ich es mir wünsche 
(Frage 39d) 
 
Mit Hilfe einer fünfstufigen Ratingskala konnten die einzelnen Items auf ihre 
Gültigkeit hin bewertet werden (1=stimme stark zu/ 5=lehne stark ab).  
 
Für die Konstruktion des Lebenszufriedenheits-Index wurden die fünf Fragen 
entsprechend rekodiert. Der Index hat einen Minimalwert von 1 und einen 
Maximalwert von 5. Je höher der Indexwert desto höher ist die Lebenszufriedenheit.  
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Abbildung 11: Index Lebenszufriedenheit beider Gruppen für Frauen und 
Männer, N=376 
 
Abbildung 11 zeigt die Lebenszufriedenheit von berufstätigen und studierenden 
Frauen und Männern. Frauen haben in beiden Gruppen eine geringfügig niedrigere 
Lebenszufriedenheit als ihre männlichen Kollegen. In beiden Gruppen ist die 
Lebenszufriedenheit hoch. Bei den Studierenden liegt der Mittelwert bei 3,77. Die 
Lebenszufriedenheit der Berufstätigen ist mit einem Mittelwert von 3,90 etwas höher 
(0,035<0,05).  
 
 
5.13. Eigenverantwortung 
 
Die Eigenverantwortung wurde mit der Frage 42 erhoben. Bei dieser Frage musste 
eine Aussage getroffen werden, wer in erster Linie die Verantwortung für einen 
angemessenen Lebensunterhalt im Alter übernehmen muss. 
 
Bei den zwei Polen der 11-stufigen Ratingskala wurde unterschieden zwischen 
persönlicher Verantwortung und dem Verantwortungsbereich von Staat und 
Regierung.  
 
 
 53  
Eigenverantwortung
0
1
2
3
4
5
6
7
Studierende Berufstätige 
Gruppen
M
itt
el
w
er
t 0
-
10
Männer
Frauen
Männer und Frauen
 
Abbildung 12: Darstellung des Verantwortungsbereichs für beide Gruppen nach Geschlechter 
getrennt. Skalenrange: 0-10, 0= hohe Eigenverantwortung, 10= Verantwortung liegt im Bereich 
der Politik, N=379   
 
Die Abbildung 12 gibt Auskunft darüber, wie sehr der Faktor Eigenverantwortung in 
beiden Gruppen ausgeprägt ist. Hohe Werte machen deutlich, dass die 
Verantwortung im Bereich der Politik gesehen wird; die eigene Verantwortung wird 
zurückgedrängt. Niedrige Werte bedeuten, dass die Verantwortung eher von den 
Personen selbst übernommen wird; individuelle Lösungsansätze stehen im 
Vordergrund und werden in erster Linie nicht von den politischen Institutionen 
eingefordert.  
 
Die Gruppe der Berufstätigen hat einen Mittelwert von 5,33. Die Verantwortung wird 
daher in einem signifikant  höheren Ausmaß (0,046<0,05) als bei den Studierenden 
im Bereich der Politik verortet. Der Mittelwert der Studierenden liegt bei 4,79. Bei den 
Studierenden stehen individuelle Lösungsansätze eher im Vordergrund als bei der 
Gruppe der Berufstätigen.  
 
Innerhalb beider Gruppen gibt es eine klare Verteilung. Sowohl Frauen der Gruppe 
der Berufstätigen als auch Studentinnen unterscheiden sich mit signifikant höheren 
Werten (p<0,003) von ihren männlichen Kollegen. Die Diskrepanz zwischen den 
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Geschlechtern ist bei den Berufstätigen etwas größer als bei Studierenden. Männer 
stellen die Eigenverantwortung etwas mehr in den Vordergrund als Frauen.  
 
 
5.14. Politische Orientierung und Naheverhältnis zu politischen Parteien 
 
Die politische Orientierung und ein mögliches Naheverhältnis zu einer Partei wurden 
mit Hilfe von zwei Fragen erhoben. Das primäre Ziel war dabei nicht die 
Konkretisierung bestimmter Parteien. Um einer hohen Ausfallsquote 
entgegenzuwirken, wurde daher auf die gezielte Nachfrage nach den 
Parteipräferenzen verzichtet. Für die Untersuchung der Fragestellung steht im 
Vordergrund, ob ein Naheverhältnis besteht und wie sich dieses auf die politische 
Partizipation auswirkt. 
 
Für die Bestimmung des Naheverhältnisses war folgende dichotome Frage zu 
beantworten: 
 
- Gibt es eine bestimmte politische Partei, der Sie sich mehr verbunden fühlen 
als allen anderen Parteien? (Frage 15) 
 
Die politische Orientierung wurde mit Hilfe des einfachen politischen Spektrums 
(Frage 16) erhoben. Die Pole dieser 11-stufigen Ratingskala werden dabei durch die 
politischen Richtungsbegriffe „links“ und „rechts“ beschrieben. Niedrige Werte unter 
5,5 bedeuten eine Positionierung links der Mitte. Je größer der Abstand zum 
Mittelwert ist, desto eindeutiger und extremer ist die politische Einstellung und 
Haltung. Der Maximalwert der Skala ist 10. 
 
Die Analyse des politischen Naheverhältnisses und der Orientierung erfolgt getrennt.  
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Abbildung 13: Vorhandenes Naheverhältnis zu einer bestimmten Partei bei beiden Gruppen nach 
Geschlecht getrennt, N=366  
 
Abbildung 13 zeigt ein eindeutiges Ergebnis. 75,9% der Studierenden geben an, 
einer bestimmten Partei näher zu stehen als den anderen. Bei der Gruppe der 
Berufstätigen ist dies in einem weit geringeren Ausmaß der Fall. Nahezu die Hälfte 
(47,4%) gibt an ein Naheverhältnis zu einer Partei zu haben. Der exakte Test nach 
Fisher gibt hier einen signifikanten Zusammenhang an (p<0,00). 
 
Die Unterschiede zwischen Männern und Frauen weisen in beiden Gruppen eine 
gleiche Tendenz auf. Sowohl bei den Studierenden als auch bei den Berufstätigen 
geben häufiger Männer als Frauen an, eine bestimmte Partei zu präferieren. Für 
diesen Einfluss des Geschlechts weist der exakte Test nach Fisher einen 
signifikanten Zusammenhang für beide Gruppen aus (p<0,00).  
 
Mit 80,7% haben männliche Studierende am häufigsten ein Naheverhältnis zu einer 
bestimmten Partei. Die Frauen innerhalb der Gruppe der Berufstätigen bilden die 
Gruppe, die am seltensten zu einer bestimmten Partei tendieren (44,0%).   
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Die Analyse der politischen Orientierung erfolgte mittels T-Tests. Die Gruppe der 
Berufstätigen erhält auf der Skala (0-10) einen Wert von 4,69 und positioniert sich 
somit nahe der Mitte der links/ rechts - Achse. Studierende unterscheiden sich mit 
einem Wert von 3,03 signifikant (p<0,00) von den Berufstätigen. Sie befinden sich 
deutlich auf der linken Seite des politischen Spektrums.  
 
Anhand dieser Achse lässt sich erkennen, dass Frauen sich innerhalb dieses 
politischen Spektrums signifikant häufiger (p<0,00) auf der linken Seite positionieren 
als ihre männlichen Kollegen in beiden Gruppen.   
 
Männer der Gruppe der Berufstätigen haben den höchsten Wert (5,12). Den 
niedrigsten Wert von 2,83 haben Studentinnen.  
 
 
5.15. Einkommen  
 
Die Erhebung des Einkommens erfolgte mit Hilfe von gleich breiten 
Einkommensklassen in 500 € Stufen. Die Einkommensklassen werden in Abbildung 
14 dargestellt. Gefragt wurde nach dem durchschnittlichen, monatlichen Netto-
Haushaltseinkommen.  
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Abbildung 14: Einkommensunterschiede für Berufstätige und Studierende, N=278 
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Die Verteilung zeigt keine Überraschung. Die Gruppe der Berufstätigen hat ein 
höheres durchschnittliches monatliches Netto-Haushaltseinkommen zu Verfügung 
als Studierende.  
 
Bereits 62,2% der Studierenden fallen in die 500 bis 1000 Euro Einkommensklasse. 
Aufgrund anderer Studien (Unger et al 2009: 195) war eine Konzentration auf 
niedrigere Einkommensklassen absehbar. Für die Studierenden wurde deshalb die 
Kategorie geteilt. Die zwei zusätzlichen Einkommensklassen reichten bei der 
Erhebung von > 500 bis 750 Euro und > 750 bis 1000 Euro. 41,0% Personen der 
Studierendengruppe fallen in die Kategorie > 500 bis 750 Euro. 21,2% in die höhere 
Einkommensklasse bis 1000 €.  Für die vergleichende Analyse der Gruppen musste 
die Einteilung wie in Abbildung 14 herangezogen werden. 
 
Die Einteilung des Einkommens in Klassen ergibt ein ordinales Skalenniveau. Die 
nachfolgenden Berechnungen der Geschlechterunterschiede innerhalb der Gruppen 
wurden mit nichtparametrischen Mann-Whitney-U Tests durchgeführt. 
 
Für die Gruppe der Berufstätigen sind in dieser Stichprobe keine signifikanten 
Einkommensunterschiede zwischen Frauen (mittlerer Rang: 60,43) und Männern 
(mittlerer Rang: 62,68) zu erkennen (0,722>0,05).  
 
Studenten haben im Monat signifikant (0,017<0,05) mehr Geld zu Verfügung als 
Studentinnen (mittlere Ränge 85,26 >70,65).  
 
Anzumerken ist die geringe Auskunftsbereitschaft der Gruppe der Berufstätigen. 
Lediglich 122 (67,39%) der befragten Personen gaben ihr Einkommen an. Bei den 
Studierenden verweigerten die Antwort nur sieben Personen. Diese hohe 
Ausschöpfungsquote für die Einkommensfrage (95,68%) kann als sehr gut 
bezeichnet werden.  
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Zusätzlich zu dem objektiven Merkmal des durchschnittlichen Netto-
Haushaltseinkommens ist auch die subjektive Beurteilung des Einkommens mit der 
Frage erhoben worden: 
 
- Wie beurteilen Sie Ihr gegenwärtiges Einkommen? Mit dem gegenwärtigen 
Einkommen kann ich... 
 
Für die Beantwortung der Frage diente eine 4-stufige Antwortskala mit den 
Ausprägungen: 1= bequem leben, 2= zurechtkommen, 3= nur schwer 
zurechtkommen und 4= nur sehr schwer zurechtkommen.  
 
Aufgrund der nicht eindeutig gegensätzlichen Bezeichnung der Pole wurde ein 
Ordinalskalenniveau angenommen. Für die Modellprüfung mittels linearer 
Regression wurde die Beurteilung des Einkommens in eine Dummyvariable 
umgewandelt.   
 
Gruppe 
   Studierende Berufstätige Gesamt 
 
Anzahl 
 
55 
 
82 
 
137 
 
bequem leben 
% von Gruppe  34,0% 37,8% 36,1% 
 
Anzahl 
 
88 
 
114 
 
202 
 
zurechtkommen 
% von Gruppe  54,3% 52,5% 53,3% 
 
Anzahl 
 
15 
 
19 
 
34 
 
nur schwer 
zurechtkommen % von Gruppe  9,3% 8,8% 9,0% 
 
Anzahl 
 
4 
 
2 
 
6 
Beurteil-
ung des 
Einkom-
mens 
 
nur sehr schwer 
zurechtkommen % von Gruppe  2,5% ,9% 1,6% 
 
Anzahl 
 
162 
 
217 
 
379 
 
Gesamt 
% von Gruppe  100,0% 100,0% 100,0% 
 
Tabelle 9: Darstellung der Beurteilung des Einkommens von Studierenden und Berufstätigen in 
einer Kreutztabelle 
 
 
 59  
Tabelle 9 zeigt die unterschiedliche Beurteilung des Einkommens beider Gruppen. 
Es lässt sich eine annähernd gleiche Verteilung zwischen Studierenden und 
Berufstätigen in jeder Antwortkategorie ablesen. Ein Zusammenhang ist somit nicht 
gegeben. Der Chi²-Wert nach Pearson zeigt einen insignifikanten Wert von 0,601 an.  
 
Diese gleiche Verteilung lässt den Schluss zu, dass sowohl Studierende als auch 
Berufstätige sich bezüglich der Beurteilung des Einkommens sehr ähnlich sind. Dies 
ist vor allem unter der Berücksichtigung der hohen Einkommensunterschiede 
relevant. Studierende sind trotz erheblich niedrigeren Einkommen im gleichen 
Ausmaß zufrieden oder unzufrieden mit ihrem Einkommen wie Berufstätige.  
 
Unterschiede zwischen Männern und Frauen konnten nicht festgestellt werden.   
 
 
5.16. Bildung 
 
Die höchste abgeschlossene Bildung wurde nur bei der Gruppe der Berufstätigen 
erhoben. Für die Gruppe der Studierenden wurde das Bildungsniveau nicht erhoben, 
sondern wurde aufgrund der gesetzlichen Zugangsregelungen für Universitäten, mit 
Maturaniveau angenommen. Für die Verwendung des Bildungsniveaus für die 
Modellüberprüfung wurde die Variable Bildung dichotomisiert. Das Bildungsniveau 
lässt sich anhand der höchsten abgeschlossenen Ausbildung trennen in 
Pflichtschulabschluss und Matura. 
 
In der Gruppe der Berufstätigen haben 52,8% einen Pflichtschulabschluss und 
47,2% die Matura. Unter Berücksichtigung der Studierenden ergibt sich für die 
gesamte Stichprobe, dass 69,1% über Maturaniveau verfügen und 30,9% einen 
Pflichtschulabschluss haben.  
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5.17. Politische Partizipation 
 
Für die Erhebung der politischen Partizipation wurde ein siebenstufiger Index 
entwickelt. Die Zusammensetzung des Index erfolgte aufgrund sieben verschiedener 
Möglichkeiten sich politisch zu beteiligen (Frage 12, Frage 14a – 14f). Die Personen 
wurden gefragt, ob sie in den letzten zwölf Monaten eine der folgenden Handlungen 
gesetzt haben:  
 
- bei den letzten Nationalratswahlen gewählt 
- einen Politiker oder einen Vertreter der Bundesregierung/ der 
Landesregierung/ Gemeindeverwaltung kontaktiert 
- in einer politischen Partei oder Gruppierung mitgearbeitet   
- ein Abzeichen oder einen Aufkleber für eine politische Kampagne getragen 
oder irgendwo befestigt 
- sich an einer Unterschriftensammlung beteiligt   
- an einer genehmigten öffentlichen Demonstration teilgenommen    
- bestimmte Produkte boykottiert 
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Abbildung 15: Darstellung der einzelnen Partizipationsformen für Studierende und Berufstätige, N=345 
 
Die einfachste Form der politischen Partizipation ist der Akt des Wählens. 89,6% der 
Studierenden gaben an, bei der letzten Nationalratswahl teilgenommen zu haben. 
Der Anteil bei den Berufstätigen ist mit 80,2% niedriger. Nach dem exakten Test 
nach Fisher ist der Zusammenhang signifikant (0,015<0,05). 
 
Weder bei der Mitarbeit in politischen Gruppierung noch bei der Kontaktaufnahme mit 
einem Politiker oder einer Politikerin sind signifikante Zusammenhänge zwischen den 
Gruppen zu erkennen (p>0,05).   
 
In beiden Gruppen gaben etwa 8% der befragten Personen an, in den letzten zwölf 
Monaten in einer politischen Partei oder Gruppierung mitgearbeitet zu haben. 
Berufstätige haben mit 13,8% etwas häufiger einen Politiker oder eine Politikerin im 
vergangenen Jahr kontaktiert als Studierende (8,7%). 
 
Bei den anderen Formen der politischen Partizipation ist ein signifikanter 
Zusammenhang zwischen den Gruppen zu erkennen (p<0,05). Jeder dieser 
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einzelnen Partizipationsform wurde von Studierenden öfters angewendet als von 
Berufstätigen. 
 
Der größte Unterschied zwischen den Gruppen ist bei der Teilnahme an offiziellen 
Demonstrationen zu erkennen. Die Hälfte der Studierenden (52,5%) gab an, in den 
vergangenen zwölf  Monaten, an einer Demonstration teilgenommen zu haben. 
Diese Form der Partizipation ist bei den Berufstätigen am geringsten ausgeprägt. 
Lediglich 4,9% haben im letzten Jahr demonstriert. 
 
 
5.18. Index der politischen Partizipation  
 
Für den fortführenden Vergleich der Unterschiede zwischen den Gruppen wurde ein 
Index erstellt, der die sieben Formen der politischen Partizipation in sich vereint. Der 
Partizipationsindex wurde anhand der Werte für die jeweiligen einzelnen 
Partizipationsformen additiv erstellt. Durch diese Addition lassen sich die errechneten 
Werte des Index logisch interpretieren.  
 
Der Index erhält auf diese Weise einen Wertebereich von 0 bis 7. Der Minimalwert 0 
bedeutet somit, dass keine Partizipation stattgefunden hat.  
 
Der Vergleich der Mittelwerte mittels T-Test liefert ein eindeutiges Ergebnis. 
Studierende haben einen höheren politischen Partizipationsgrad als die Gruppe der 
Berufstätigen. Studierende erreichen einen Indexwert von 2,99. Der Mittelwert von 
Berufstätigen ist mit 1,44 signifikant niedriger (p<0,00).  
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Abbildung 16: Darstellung der Mittelwerte der politischen 
Partizipation getrennt nach Gruppen und Geschlecht, N=377 
 
Innerhalb der Gruppen gibt es keine signifikanten Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern (0,412>0,05). Männer und Frauen zeichnet ein ähnlich hohes 
politisches Engagement aus.   
 
Bei der Form der politischen Partizipation, die Frauen und Männer wählen, konnte 
eine gleiche Verteilung festgestellt werde. Es gibt keine signifikanten Unterschiede 
zwischen Männern und Frauen bei der Bevorzugung einzelner Formen. Ein leichter, 
wenn auch insignifikanter (0,071>0,05) Unterschied ist bei der Kontaktaufnahme mit 
PolitikerInnen zu erkennen. Sowohl männliche Studierende als auch männliche 
Berufstätige haben mit 10,7% und 18,1% öfters PolitikerInnen kontaktiert als ihre 
weiblichen Kolleginnen (6,6% und 10,0%).   
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6. Modellüberprüfung 
 
Mittels einer linearen Regression wurde überprüft, ob und in welchem Ausmaß die in 
dieser Arbeit untersuchten Faktoren, die politische Partizipation erklären können. 
 
Für diese Analyse sind die nicht-metrischen unabhängigen Variablen in Dummy-
Variablen umgewandelt worden. Dies betrifft die Prädiktoren: Geschlecht, 
Nachrichtenkonsum, Religiosität, Naheverhältnis zu einer Partei und die Beurteilung 
des Einkommens. Die Multikollinearität zwischen den Faktoren wurde bei allen 
Regressionsanalysen mit Hilfe der Toleranz und dem VIF-Wert (Variance Inflation 
Factor) der Kollinearitätsstatistik kontrolliert. Die einzelnen VIF-Werte aller Faktoren 
liegen dabei nur geringfügig über dem Idealwert von 1. Es konnten somit bei keinem 
Modell Anzeichen für Multikollinearität zwischen den Prädiktoren festgestellt werden. 
Der Durbin-Watson-Test weist mit Werten um 2 bei keinem Modell auf eine mögliche 
positive oder negative Autokorrelation hin. Durch eine visuelle Überprüfung der 
Normalverteilungsdiagramme (P-P-Diagramme) konnte kein starkes Abweichen der 
standardisierten Residualwerte von einer Normalverteilung erkannt werden. Damit 
wurden keine Modellbedingungen verletzt (Janssen & Laatz 2005: 440ff).    
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Nicht 
standardisierter 
Koeffizient 
Standardisierter 
Koeffizient 
  B Beta 
 
Geschlecht (Mann) 
 
0,024 0,008 
 
Alter 
 
-0,010 -0,016 
 
Beurteilung des Einkommens (positiv) 
 
-0,102 -0,02 
 
Einkommen 
 
-0,020 0,024 
 
politische Orientierung (negativ= links) 
 
-0,082* -0,107* 
 
Vertrauen in politische Institutionen 
 
-0,118** -0,135** 
 
Zufriedenheit mit pol. u. ökon. Rahmenbedingungen  
 
0,050 0,053 
 
Zufriedenheit mit Zustand der pol. Institutionen 
 
-0,028 -0,035 
 
politisches Wissen 
 
-0,009 -0,005 
 
Naheverhältnis zu einer Partei 
 
0,662*** 0,208*** 
 
politischer Medienkonsum (hoch) 
 
0,201 0,063 
 
allgemeines Vertrauen 
 
0,069* 0,101* 
 
Eigenverantwortung (negativ) 
 
0,072** 0,109** 
 
soziales Integration 
 
0,214 0,073 
 
soziales Engagement 
 
0,120** 0,108** 
 
Religiosität 
 
-0,363** -0,116** 
 
Lebenszufriedenheit 
-0,136 
 -0,054 
 
Gruppenzugehörigkeit (Gruppe der Berufstätigen) 
 
-0,664** -0,209** 
 
Interesse an Politik 
 
0,524*** 0,271*** 
 
Bildung 0=Pflichtschule 1=Matura 
 
0,141 0,042 
Tabelle 10: Standardisierte und nicht standardisierte Regressionskoeffizienten der 
linearen Regression, Berechung für beide Gruppen zusammen, N= 278-392, korr. R² = 
0,423, *p<0,1, **p<0,05, ***p<0,01 
 
Tabelle 10 zeigt die standardisierten Beta-Werte und den nicht standardisierten 
Regressionskoeffizienten B der linearen Regression für die gesamte Stichprobe mit 
allen erklärenden Faktoren als Regressoren. Zugunsten einer übersichtlicheren 
Darstellung der Ergebnisse befinden sich weitere Regressionskoeffizienten im 
Anhang.  
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Signifikanten Einfluss auf die politische Partizipation haben folgende Faktoren: das 
Vertrauen in politische Institutionen, das Naheverhältnis zu einer Partei, die 
Eigenverantwortung, das soziale Engagement, die Religiosität, die 
Gruppenzugehörigkeit und das Interesse an Politik. Die Faktoren, die das allgemeine 
Vertrauen und die politische Orientierung beschreiben, sind mit einem 
Signifikanzniveau von 10% signifikant. Die restlichen Faktoren zeigen keinen 
signifikanten Zusammenhang mit der politischen Partizipation.  
 
Den größten Erklärungsanteil liefern drei Faktoren (Beta>0,200). Durch ein höheres 
Interesse an Politik steigt die politische Partizipation. Die Partizipation steigt auch, 
wenn ein Naheverhältnis zu einer Partei besteht. Die Variable der 
Gruppenzugehörigkeit zeigt an, dass Studierende eine höhere politische Partizipation 
als die Gruppe der Berufstätigen aufweisen. Für die Beschreibung der politischen 
Partizipation ist die Gruppenzugehörigkeit, die neben dem politischen Interesse den 
höchsten Erklärungsbeitrag liefert, somit ausschlaggebend für eine erhöhte politische 
Aktivität.   
 
Der Faktor der politischen Orientierung beschreibt, dass die politische Partizipation 
steigt, wenn eine Positionierung auf der linken Seite der politischen links/ rechts  - 
Achse stattfindet. Interessante Ergebnisse liefern auch die Faktoren die das 
Vertrauen beschreiben. Das allgemeine, soziale Vertrauen hat einen positiven Effekt 
auf die politische Partizipation. Hingegen sinkt die politische Partizipation mit 
steigendem Vertrauen in die politischen Institutionen.  
 
Die Partizipation ist auch abhängig von der Eigenverantwortung. Wird die 
Verantwortung eher bei den politischen Entscheidungsträgern und Institutionen 
gesehen und eingefordert als bei sich selbst, steigt die politische Aktivität. Personen 
mit einem höheren sozialen Engagement partizipieren eher am politischen Prozess 
als Personen mit geringerem sozialem Engagement. Für die Religiosität konnte ein 
negativer Zusammenhang festgestellt werden. Das Gefühl der Religiosität senkt die 
politische Partizipation von Personen.  
 
Die sozialökonomischen und sozialdemographischen Faktoren (Geschlecht, Alter, 
Einkommen, Bildung) leisten keinen nennenswerten Beitrag zur Erklärung der 
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politischen Partizipation. Um die  geringe Fallzahl bei der Nennung des Einkommens 
zu verbessern, wurde zusätzlich die Beurteilung des Einkommens hinzugefügt. 
Jedoch liefert auch die Beurteilung des Einkommens keinen Erklärungsbeitrag  für 
die politische Partizipation.  
 
Studierende Berufstätige 
  Beta B Beta B 
 
Geschlecht (Mann) -0,012 -0,037 0,010 0,024 
 
Alter -0,059 -0,043 -0,014 -0,006 
 
Beurteilung des Einkommens (positiv) -0,02 -0,98 -0,005 -0,018 
 
Einkommen 0,07 0,160 -0,015 -0,009 
 
politische Orientierung (negativ= links) -0,171* -0,173* -0,035 -0,020 
 
Vertrauen in politische Institutionen -0,147 -0,142 -0,170 -0,107 
 
Zufriedenheit mit pol. u. ökon. Rahmenbedingungen  0,156 0,152 0,042 0,30 
 
Zufriedenheit mit Zustand der pol. Institutionen -0,179* -0,176* 0,076 0,046 
 
politisches Wissen 0,005 0,011 0,002 0,002 
 
Naheverhältnis zu einer Partei 0,202** 0,751** 0,186* 0,435* 
 
politischer Medienkonsum (hoch) 0,062 0,197 0,062 0,155 
 
allgemeines Vertrauen 0,089 0,066 0,103 0,053 
 
Eigenverantwortung (negativ) 0,109 0,078 0,146 0,069 
 
soziales Integration 0,077 0,261 0,086 0,183 
 
soziales Engagement 0,127 0,178 0,159 0,121 
 
Religiosität -0,205** -0,668** -0,045 -0,110 
 
Lebenszufriedenheit -0,07 -0,165 -0,113 -0,231 
 
Interesse an Politik 0,306*** 0,698*** 0,312*** 0,451*** 
 
Bildung 0=Pflichtschule 1=Matura   0,125 0,293 
Tabelle 11: Standardisierte (Beta) und nicht standardisierte (B) Regressionskoeffizienten der linearen 
Regression für beide Gruppen getrennt, Gruppe der Studierenden: N= 139-163, korr. R²=0,248, 
Gruppe der Berufstätigen: N=122-229, korr. R²=0,132, *p<0,1, **p<0,05, ***p<0,01 
 
Tabelle 11 zeigt die standardisierten (Beta) und nicht standardisierten Koeffizienten 
(B) der linearen Regression für Studierende und Berufstätige getrennt. Bei der 
Betrachtung der einzelnen Modelle zeigt sich eine starke Abnahme der erklärenden 
Faktoren. Die zum Vergleich bei der gesamten Stichprobe weggefallenen 
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Einflussfaktoren (siehe Tabelle 10) liefern innerhalb der Gruppen keinen signifikanten 
Erklärungsanteil für das unterschiedliche Ausmaß der Partizipation innerhalb der 
einzelnen Gruppen.   
 
Bei der vergleichenden Betrachtung ist zu erkennen, dass sowohl das Interesse an 
Politik und das Naheverhältnis in beiden Gruppen Faktoren sind, welche das 
unterschiedliche Ausmaß der politischen Partizipation innerhalb beider Gruppen 
beschreiben können.  
 
Die politische Orientierung hat in der Gruppe der Berufstätigen keinen Einfluss auf 
die politische Beteiligung. Dieser Faktor hat nur mehr für die Beschreibung der 
politischen Partizipation bei den Studierenden Gültigkeit.   
 
Eine weitere Erkenntnis ist, dass die Zufriedenheit mit dem Zustand der politischen 
Institutionen die politische Partizipation von Studierenden sinken lässt.  
 
Ein interessantes Ergebnis zeigt sich bei der Betrachtung der Religiosität. Mit dem 
Gefühl der Religiosität verringert sich das Ausmaß der politischen Beteiligung. Dieser 
negative Zusammenhang ist nur innerhalb der Gruppe der Studierenden signifikant.   
 
 
 
7. Berechnung für die Gruppe der Studierenden 
 
Für die Analyse des Hochschulbereichs und der hochschulpolitischen Ebene wurden 
für die Gruppe der Studierenden zusätzliche Fragen erhoben.  
 
7.1. Interesse an Hochschulpolitik 
 
Das Interesse an der Hochschulpolitik wurde mit folgender Frage erhoben: 
 
- Wie sehr sind Sie persönlich an Hochschulpolitik interessiert? Sind Sie ...? 
(Frage 6) 
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Für die Beantwortung diente eine 4-stufige Ratingskala. Die Pole der Antwortskala 
wurden beschrieben mit 1= sehr interessiert und 4= überhaupt nicht interessiert.  
 
Die Studierenden haben einen Mittelwert von 2,48. Sie geben damit an, eher nicht an 
Hochschulpolitik interessiert zu sein. Studenten sind mit einem Mittelwert von 2,36 
interessierter als ihre weiblichen Kolleginnen (2,60). Der T-Test liefert ein 
signifikantes Ergebnis (0,046<0,05; N=161).  
 
 
7.2. Politisches Hochschulwissen  
 
Die Erfassung des politischen Hochschulwissens geschah mit Hilfe von zwei Fragen. 
Mit diesen beiden Fragen wurde das subjektive Wissen erhoben (siehe 4.10.).  
 
- Wie oft erscheint Ihnen das hochschulpolitische Geschehen so kompliziert, 
dass Sie nicht wirklich verstehen, worum es eigentlich geht? (Frage 8) 
 
- Wie schwer oder leicht finden Sie es, sich bei hochschulpolitischen Themen 
eine eigene Meinung zu bilden? (Frage 10) 
 
Bei beiden Fragen wurde eine 5-stufige Ratingskala vorgegeben. Die Pole reichten 
für Frage 8 von 1= nie bis 5= häufig. Für die Frage 10 wurden die Pole umbenannt: 
1= sehr schwer und 5= sehr leicht.  
 
Für die Untersuchung des politischen Hochschulwissens wurde ein additiver Index 
gebildet. Der Index hat einen Minimumwert von 1 und einen Höchstwert von 5. Ein 
höherer Indexwert lässt auf ein höheres Hochschulwissen schließen.  
 
Der T-Test liefert ein signifikantes Ergebnis (0,002<0,01; N=153). Männer haben mit 
einem Wert von 3,60 ein höheres subjektives politisches Hochschulwissen als 
Frauen (3,19).  
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7.3. Zufriedenheit mit Hochschulpolitik und deren Institutionen 
 
Um eine möglichst genaue Einschätzung über die Zufriedenheit der Hochschulpolitik 
von den Studierenden zu bekommen wurden zwei Fragen verwendet.  
 
- Wie zufrieden sind Sie im Großen und Ganzen mit der Art und Weise, wie die 
Hochschulpolitik funktioniert? (Frage 24) 
 
 
- Geben Sie bitte an, wie Sie – alles in allem – den derzeitigen Zustand des 
österreichischen Universitäten beurteilen? (Frage 26) 
 
 
Beide Fragen konnten mit Hilfe einer 11-stufigen Ratingskala beantwortet werden. 
Die Skala reicht von 0= äußerst unzufrieden bzw. äußerst schlecht bis 10 = äußerst 
zufrieden bzw. äußerst gut.  
 
Die Reliabilitätsanalyse ergab einen Cronbach-Alpha-Wert von 0,678. Beide Fragen 
wurden zu einem additiven Index zusammengefasst. Ein Maximalwert von 10 
bedeutet eine sehr hohe Zufriedenheit mit der Hochschulpolitik. Der Minimalwert des 
Index beträgt 0 und beschreibt eine sehr hohe Unzufriedenheit.  
 
Mit einem Mittelwert von 3,77 bei den Studenten und einem Mittelwert von 3,59 bei 
Studentinnen kann davon ausgegangen werden, dass sowohl Männer als auch 
Frauen in einem ähnlich hohen Ausmaß unzufrieden sind mit der Hochschulpolitik 
(0,589>0,05; N=139).     
 
 
7.4. Information 
 
Zusätzlich zu den bereits beschriebenen Faktoren wurde die Gruppe der 
Studierenden befragt, ob sie sich regelmäßig über aktuelle hochschulpolitische 
Geschen informieren (Frage17). 
 
Der exakte Test nach Fisher gibt einen signifikanten Zusammenhang zwischen 
Geschlecht und der regelmäßigen Informationssuche an (0,008<0,05; N=154). 
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59,5% der Männer geben an, sich regelmäßig über die Hochschulpolitik zu 
informieren. Bei den Studentinnen sind es 38,7%. 
 
 
7.5. Kenntnis eines politischen Studierendenvertreters  
 
Mit der Frage 18 wurde erhoben, ob jemandem mindestens ein Studentenvertreter 
bekannt ist.  
Demnach kennen 25,3% der Frauen keinen ihrer studentischen Vertreter. 11,3% der 
Männer geben an, keinen ihrer studentischen Vertreter zu kennen (exakter Test nach 
Fisher; 0,035<0,05; N=155).  
 
 
7.6. Studiendauer  
 
Die Studiendauer wurde über die Anzahl der Semester im allgemeinen Teil am Ende 
des Fragebogens erhoben.    
  
 
7.7. Vertrauen in hochschulpolitische Institutionen 
 
Um das Vertrauen in die hochschulpolitischen Institutionen abzubilden wurden drei 
Items zu einem additiven Index zusammengefasst (Frage 11h, 11i und 11j). 
Folgende Institutionen konnten auf einer 11-stufigen Ratingskala (0= überhaupt kein 
Vertrauen bis 10= vollkommendes Vertrauen) bewertet werden: 
Studienrichtungsvertretung, Wissenschaftsministerium und Österreichische 
Hochschülerschaft.  
 
Der Index, der das Vertrauen in die hochschulpolitischen Institutionen abbildet, hat 
einen Wertebereich von 0= sehr geringes Vertrauen bis 10= sehr hohes Vertrauen. 
Das Vertrauen der Frauen (5,27) und Männer (4,66) unterscheidet sich nicht 
signifikant (0,073>0,05; N=142) und liegt bei beiden Geschlechtern im mittleren 
Bereich des Index.   
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Zusätzlich zu den speziellen, nur für die hochschulpolitische Ebene relevanten, 
Faktoren wurden noch Variablen für die Erklärung der politischen Partizipation 
erhoben, bei denen davon ausgegangen wurde, dass diese einen Beitrag zur 
Erklärung der politischen Partizipation leisten können. 
 
 
7.8. Motive für Studienwahl 
 
Um die Motive für die Studienwahl im Modell berücksichtigen zu können, wurden die 
Gründe für Wahl des Studiums erhoben (Frage 49). Den Studierenden wurden 
insgesamt zwölf mögliche Gründe beschrieben. Jedes einzelne Motiv konnte auf 
einer Ratingskala von 1= sehr stark bis 5= überhaupt keinen Einfluss bewertet 
werden, wie ausschlaggebend es für die Wahl des Studiums war. Folgende Motive 
wurden vorgegeben:  
 
- Studium entspricht meiner Begabungen     
 
- Studium trägt zu meiner persönlichen Entfaltung bei 
 
- Interesse am Fach 
 
- gute Verdienstmöglichkeiten nach Abschluss 
 
- bessere  Chancen am Arbeitsmarkt 
 
- Studium bietet die Möglichkeit anderen zu helfen  
 
- höheres Ansehen 
 
- um ForscherIn/. WissenschafterIn zu werden.  
 
- um später bei sozialen Veränderungen mitwirken zu können 
 
- Ruf des Studiums 
 
- Entspricht dem was auch Eltern, Verwandte oder Freunde studieren/ 
beruflich tun 
 
- gute Betreuungsverhältnis 
 
Um die Motive in der Modellüberprüfung miteinbeziehen zu können wurden drei 
additive Indizes erstellt. Die Items wurden anhand der Faktorenanalyse ausgewählt. 
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Komponente 
Motive 1 2 3 
Begabung ,141 ,827 ,032 
persönliche Entfaltung ,045 ,810 ,238 
Interesse am Fach 
-,112 ,782 ,153 
Verdienstmöglichkeiten ,861 ,064 ,059 
Chancen am Arbeitsmarkt ,814 ,057 ,107 
Möglichkeit anderen zu helfen ,123 ,114 ,803 
höheres Ansehen ,720 ,056 ,293 
Forscher/ Wissenschaftler ,202 ,145 ,306 
um bei Veränderungen 
mitwirken zu können -,057 ,078 ,856 
Ruf des Studiums ,690 -,159 ,078 
Entspricht dem was Eltern/ 
Verwandte/ Freunde 
studieren/ beruflich tun 
,392 ,032 -,003 
gute Betreuungsverhältnis ,301 ,223 -,091 
 
Tabelle 12: Darstellung der rotierten Komponentenmatrix für die 
Faktorenanalyse der Motive. 
Extraktionsmethode: Hauptkomponentenanalyse, Bestimmung der 
Faktorenanzahl: Scree-Plot, Rotationsmethode: Varimax mit Kaiser-
Normalisierung, KMO-Wert: 0,679, N=154 
  
 
Wie aus der Komponentenmatrix (Tabelle 12) ersichtlich ist, sind die Faktoren und im 
Weiteren die Indizes eindeutig identifizierbar. Der erste Index beschreibt die 
extrinsische Motivation. Die intrinsische Motivation wird mit dem zweiten Index 
abgebildet. Der dritte Index ist auf eine altruistische/prosoziale Motivation 
zurückzuführen. Alle Indizes haben einen Wertebereich von 1 bis 5.  
 
Unterschiede in den Motivationsformen, die auf Geschlechtsunterschiede 
zurückzuführen sind, wurden nicht beobachtet. Der stärkste Einfluss auf die Wahl 
des Studiums lässt sich durch die intrinsische Motivation erklären. Mit einem 
Mittelwert von 1,75 steht diese Form der Motivation an erster Stelle. Die extrinsische 
Motivation hat den geringsten Einfluss auf die Wahl des Studiums (Mittelwert: 3,39). 
Der Einfluss der altruistischen (prosozialen) Motive liegt mit einem Mittelwert von 
2,89 zwischen den beiden Motivationsformen. Der Vergleich erfolgte mit T-Tests 
(N=154).   
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7.9. Politischer Medienkonsum 
 
Der politische Medienkonsum wurde durch das Medium Internet ergänzt. Der 
gesamte politische Medienkonsum enthält die drei bereits unter Punkt 5.3. 
analysierten Medien Radio, TV und Zeitung. 
 
Durch das zusätzliche vierte Medium soll die Aussagekraft erhöht werden. Folgende 
Frage konnte dabei beantwortet werden:  
 
- Wenn Sie an einen normalen Wochentag  denken, wie viel Zeit verbringen Sie 
damit, sich im Internet über politische Themen und über das aktuelle 
Geschehen zu informieren? (Frage 4) 
 
Die Antwortkategorien sind in 30-Minutenabständen gestaffelt vorgegeben worden: 
 
gar keine Zeit O 
weniger als ½ Stunde  O 
< ½ Stunde, bis zu 1 Stunde  O 
< 1 Stunde, bis zu 1½ Stunden O 
< 1½ Stunden, bis zu 2 Stunden O 
< 2 Stunden, bis zu 2½ Stunden O 
< 2 ½ Stunden, bis zu 3 Stunden  O 
3 Stunden und mehr O 
weiß nicht O 
 
 
Für die Verwendung des gesamten politischen Medienkonsums wurde die Variable 
dichotomisiert. 54,2% der Männer haben einen hohen Medienkonsum. Der Anteil der 
Frauen ist mit 21,8% geringer. Der Zusammenhang ist signifikant auf dem 1% Niveau 
(Exakter Test nach Fisher, N=161). 
 
 
7.10. Persönliches Naheverhältnis zu Parteimitglieder 
 
Inwieweit das Naheverhältnis und die Kenntnis von Parteimitgliedern für die eigene 
Partizipation ausschlaggebend sind, wurde mit zwei Fragen erhoben. 
 
- Gibt es jemanden in Ihrem Freundes-/ Bekanntenkreis der Mitglied einer 
Partei oder anderen politischen Organisationen ist? (Frage 29) 
 75  
 
 
- Gibt es jemanden in Ihrer Familie der Mitglied einer Partei oder anderen 
politischen Organisationen ist? (Frage 30) 
 
Beide Fragen konnten mit Ja und Nein beantwortet werden. Bei der Bejahung gab es 
zusätzlich die Möglichkeit zwischen den Antwortkategorien Ja, eine(r) und Ja, 
mehrere zu unterscheiden. 
 
Der gebildete Index hat eine Reichweite von 1 bis 6. Der Minimalwert 1 bedeutet, 
dass kein Naheverhältnis zu einem Parteimitglied besteht. Sind mehrere 
Parteimitglieder in beiden Kreisen vorhanden, zeigt dies der Index mit dem 
Höchstwert von 6 an und beschreibt somit ein enges Naheverhältnis.  
 
Der Wert von 3,28 für die Männer beschreibt ein höheres Naheverhältnis zu 
Parteimitgliedern als dies bei den Frauen der Fall ist (2,60, p=0,006, N=146).   
 
 
7.11. Partnerschaft 
 
Der Einfluss einer vorhandenen Partnerschaft konnte bei den Berufstätigen nicht 
analysiert werden, denn bei der Erhebung des Beziehungsstatus wurde nur die Ehe 
als Indikator berücksichtigt. Aufgrund der Altersstruktur der Untersuchungsgruppen 
wurde die Ehe als Indikator ersetzt durch die Partnerschaft (Frage 48).  
 
42,9% der Studierenden gaben an eine(n) Partner(in) zu haben (N=161). 
Unterschiede zwischen Männern und Frauen sind keine zu erkennen.    
  
 
7. 12. Arbeitszeit 
 
Die Arbeitszeit wurde mit zwei Fragen erhoben. Dabei wurde unterschieden, ob die 
bezahlte Tätigkeit während des Semesters (Frage 46) oder in den Semesterferien 
(Frage 47) erfolgt. Für die weitere Berechnung ist jedoch nur das Ausmaß der 
bezahlten Tätigkeit während des Semesters ausschlaggebend.  
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46,6% der Studierenden gaben an, keiner bezahlten Tätigkeit nachzugehen. Männer 
arbeiten im Durchschnitt 40,44 Stunden im Monat. Die durchschnittliche Arbeitszeit 
der Frauen ist mit 36,74 Stunden pro Monat etwas geringer (N=87).     
 
 
7. 13. Politische Partizipation (Modellüberprüfung) 
 
Für die Erhebung der politischen Partizipation wurde der bereits beim 
Gruppenvergleich beschriebene Index verwendet (siehe 5.18.). Die sieben Formen 
der Partizipation wurden ergänzt durch zwei weitere Partizipationsformen. 
Berücksichtigt wurde die Möglichkeit einer Teilnahme bei der Wahl der 
Österreichischen Hochschülerschaft (Frage 19). Für die zweite zusätzliche 
Beteiligungsform ist, ähnlich wie bereits beim Medienkonsum, das Internet 
berücksichtigt worden. Das Verfassen eines Diskussionsbeitrages kann als Akt der 
neuen E-Partizipation gesehen werden (Frage 14g).   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 77  
Nicht 
standardisierter 
Koeffizient 
B 
Standardisierter 
Koeffizient 
Beta  
Naheverhältnis zu einer Partei 0,413 0,111 
 
Religiosität 
 
-0,526* -0,162* 
 
Interesse an Hochschulpolitik 
 
-0,247 -0,118 
 
Hochschulwissen 
 
0,145 0,075 
 
Zufriedenheit mit Zustand der pol. Institutionen (Uni) 
 
-0,063 -0,074 
 
Regelmäßige Information über Hochschulpolitik  
 
-0,283 -0,089 
 
extrinsische Motivation 
 
0,182 0,104 
 
intrinsische Motivation 
 
0,232 0,086 
 
altruistische Motivation (negativ) 
 
-0,257** -0,180** 
 
Gesamtsemesteranzahl 
 
0,012 0,028 
 
Vertrauen in Institutionen (Uni) 
 
0,090 0,113 
 
Parteimitglied im Freundes-/ Familien-/ Bekanntenkreis 
 
0,55 0,052 
 
PartnerIn  
 
-0,259 -0,080 
 
Arbeitszeit 
 
-0,002 -0,035 
 
Medienkonsum (hoch) 
 
-0,148 -0,045 
 
Politikinteresse  
 
0,536** 0,235** 
 
politische Orientierung 
 
-0,162* -0,160* 
 
Zufriedenheit mit pol./ ökonomischen Rahmenbedingungen 
 
0,115 0,118 
 
Zufriedenheit mit Zustand der pol. Institutionen 
 
-0,187 -0,190 
Tabelle 13: Standarisierte (Beta) und nicht standardisierte (B) Werte der linearen Regression für 
Studierende, N=139-163, korr. R²=0,272, *p<0,1, **p<0,05, ***p<0,01 
 
Für die Modellüberprüfung mittels linearer Regression wurden jene Faktoren nicht 
aufgenommen, bei denen sich keine signifikanten Regressionskoeffizienten beim 
Modellvergleich beider Gruppen gezeigt haben (siehe Tabelle 11). Es wurden nur 
jene Faktoren verwendet, von denen aufgrund voriger Berechnung angenommen 
wurde, dass sie maßgeblich zur Erklärung der politischen Partizipation beitragen.  
 
Die Tabelle 13 zeigt die nicht standardisierten Werte (B) und die standardisierten 
Werte (Beta) der linearen Regression für die Gruppe der Studierenden. Zugunsten 
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einer übersichtlicheren Darstellung der Ergebnisse befinden sich weitere 
Regressionskoeffizienten im Anhang.  
 
Die Faktoren, welche die hochschulpolitische Ebene beschreiben, haben keinen 
signifikanten Einfluss auf die Partizipation.   
 
Die politische Orientierung, die Religiosität und das Interesse an Politik sind auch in 
diesem Modell wichtige signifikante Faktoren für die Beschreibung der politischen 
Partizipation. 
 
Die Erweiterung des Index für politischen Medienkonsum durch die Berücksichtigung 
des Internets hat keine Auswirkung auf den Erklärungsanteil des Faktors. 
 
Die zusätzlich hinzugefügten Faktoren Partnerschaft und Arbeitszeit liefern ebenfalls 
keinen signifikanten Erklärungsteil für die politische Partizipation.  
 
Ein interessantes Ergebnis liefert die Berücksichtigung der Motive für die 
Studienwahl. Es zeigt sich ein signifikanter Einfluss der altruistischen Motivation auf 
die politische Beteiligung. Stehen bei der Wahl des Studiums altruistische Motive im 
Vordergrund, so hat dies auch einen Einfluss auf die politische Partizipation. Es 
besteht ein positiver Zusammenhang zwischen der altruistischen Motivation und der 
politischen Partizipation. 
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8. Überprüfung der Hypothesen und Diskussion 
 
Zu Beginn der Diskussion wird auf den Unterschied zwischen den 
Untersuchungsgruppen hinsichtlich der politischen Partizipation eingegangen. Bei 
der Gruppe der Studierenden wird dabei die hochschulpolitische Ebene 
miteinbezogen. Der allgemeinen Fragestellung folgt eine genauere Beschreibung der 
Einflussfaktoren. Resümierend wird dann im letzten Teil auf die interessantesten 
Ergebnisse Bezug genommen.  
 
Hypothese 1 konnte verifiziert werden. Studierende haben ein höheres gesamtes 
politisches Partizipationsniveau als Berufstätige. Dies zeigt sich auch bei der Analyse 
der einzelnen Formen der politischen Partizipation. Fünf von sieben überprüften 
Partizipationsformen werden von Studierenden häufiger angewendet als von 
Berufstätigen. Große Unterschiede zwischen den beiden Gruppen sind bei der 
Beteiligung an Unterschriftensammlungen, öffentlichen Demonstrationen und der 
politisch motivierten Boykottierung von bestimmten Produkten zu erkennen. 
Berufstätige wenden zwei Partizipationsformen häufiger an als Studierende. So 
kontaktieren Berufstätige im Vergleich zu Studierenden öfters PolitikerInnen und 
arbeiten häufiger in politischen Parteien und Gruppierungen mit als Studierende.  
 
Bei der Betrachtung der gesamten politischen Partizipation soll kurz auf die 
unterschiedlichen Stichproben der vorliegenden Studie eingegangen werden. Bei  
der Stichprobe der Berufstätigen sind alle Bundesländer berücksichtigt worden, 
während die Erhebung der Studierenden ausschließlich in Wien stattfand. Eine 
Beschränkung der Stichprobe der Berufstätigen auf die Stadt Wien hätte zu einer 
gravierenden Verringerung der Stichprobe geführt, wodurch die statistischen 
Analysen an Aussagekraft eingebüßt hätten oder zum Teil nicht möglich gewesen 
wären. Des Weiteren lässt sich die Durchführung des Vergleichs auch durch 
theoretische Überlegungen begründen. Die Stadt Wien ist Universitätsstadt, 
Hauptstadt und kulturelle Hochburg und wird von Studierenden aus allen 
Bundesländern als Ausbildungsstadt für das Studium gewählt. Die Universitätsstadt 
Wien bietet innerhalb Österreichs das vielschichtigste Angebot an Studienrichtungen 
an. Der Lebensmittelpunkt von Studierenden verschiebt sich aber oft nur teilweise 
zur Ausbildungsstadt. Dieses Phänomen tritt nicht nur zu Beginn des Studiums auf. 
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Viele Studierende sind Wochenpendler. Aufgrund der bei bestimmten 
Studienrichtungen eingeschränkten Ausbildungsmöglichkeiten in den einzelnen 
Bundesländern wird Wien oft als Ausbildungsstadt und Zweitwohnsitz gesehen. 
Durch diese Auffassung kommt es nach der Beendigung des Studiums wieder zu 
einer Fokussierung des Lebensmittelpunktes außerhalb Wiens. Ein Einfluss aufgrund 
dieser unterschiedlichen Zusammensetzung der Stichproben ist bei der Betrachtung 
der politischen Partizipationsformen und damit der gesamten politischen Partizipation 
nicht zu erwarten. Bei der Betrachtung der Gruppe der Studierenden, mit städtischem 
Raum als Ort der Erhebung, und der Gruppe der Berufstätigen, bei der auch der 
ländliche Raum als Erhebungsort berücksichtigt wurde, sind keine Anzeichen für eine 
gleichmäßige Beeinflussung der Partizipationsformen durch den Erhebungsort zu 
erkennen. Ein Einfluss des Erhebungsortes ist am ehesten noch bei der Teilnahme 
an öffentlichen Demonstrationen vorstellbar. Hier zeigt sich die größte Diskrepanz 
zwischen den Gruppen. Für Personen mit einem Lebensmittelpunkt im ländlichen 
Raum ist eine Teilnahme an Demonstrationen mit einem höheren 
Ressourcenaufwand, vor allem Zeit, verbunden als für Personen, die in 
Landeshauptstädten leben. Für die Aufnahme des Wohnortes als erklärender Faktor 
für die Teilnahme an Demonstrationen müsste dies eingehender untersucht werden. 
Dies würde jedoch nur ein zusätzlicher erklärender Faktor für eine politische 
Partizipationsform sein. Für die sechs weiteren Formen der politischen Partizipation 
ist ein Einfluss des Wohnortes nicht in gleicher Weise wie bei der Teilnahme an 
Demonstrationen zu begründen. Die öffentlichen Unterschriftensammlungen liegen in 
den Gemeinden auf. Teilweise ist es auch eine Teilnahme an 
Unterschriftensammlungen über das Internet möglich. Vom Wohnort unabhängig ist 
ebenfalls die Boykottierung von Produkten und das Befestigen oder Tragen von 
Abzeichen und Aufklebern. Möglich ist auch eine positive Beeinflussung bestimmter 
Beteiligungsformen aufgrund des ländlichen Wohnortes. Denkbar ist eine 
Verringerung der Beteiligungsschwelle bei der Mitarbeit in politischen Parteien oder 
Gruppierungen und bei der Kontaktaufnahme mit PolitikerInnen. Im ländlichen Raum 
ist eine aktivere Teilnahme nicht nur in Verbänden und Organisationen mit 
politischem Hintergrund vorstellbar.  
 
Ein weiterer Faktor, der das unterschiedliche Ausmaß der Teilnahme an den 
politischen Partizipationsformen beeinflussen kann, ist, wie bereits bei der 
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Erläuterung des Einflusses des Wohnortes kurz beschrieben, die Zeit. Der Faktor der 
frei verfügbaren Zeit müsste sich vor allem auf zeitaufwendige Beteiligungsformen 
gleichmäßig auswirken. Dies ist nicht der Fall. Die unterschiedlich hohe Beteiligung 
der Gruppen lässt sich am ehesten noch bei den Demonstrationen durch diesen 
Faktor erklären. Anzumerken ist jedoch, dass legale Demonstrationen, die weite 
Bevölkerungsteile betreffen, oft an Wochenenden oder in den Abendstunden 
durchgeführt werden, denn gerade von den Organisatoren wird eine hohe Anzahl an 
Teilnehmer angestrebt. Demonstrationen, Proteste und Streiks, die auf 
Veränderungen und Reformen in der Berufswelt abzielen, sind auch meist verbunden 
mit der zumindest teilweisen Niederlegung der Arbeit. Der Einfluss des Zeitfaktors ist 
für die anderen Beteiligungsformen nicht eindeutig. Denn die Kontaktaufnahme mit 
PolitikerInnen und die Mitarbeit in politischen Parteien und Gruppierungen geschieht 
von Berufstätigen häufiger als von Studierenden. Diese beiden sehr zeitintensiven 
Beteiligungsformen bilden somit den Gegensatz zu den Demonstrationen, an denen 
sich die Berufstätigen eher selten beteiligen. Bei den restlichen, weniger 
zeitintensiven Partizipationsformen müsste somit ein ähnlich hohes 
Beteiligungsniveau bestehen. Diese kurzen Ausführungen zum Faktor Zeit als 
erklärende Variable gilt nur für den Vergleich zwischen den Gruppen. Bei der Gruppe 
der Berufstätigen wurde der Faktor Zeit kontrolliert, indem nur Personen, die einer 
bezahlten Tätigkeit in einem Ausmaß von mindestens 35 Stunden pro Woche 
nachgehen, in die Stichprobe mit aufgenommen wurden. Für eine noch genauere 
Kontrolle muss das Ausmaß der frei verfügbaren Zeit, mit Berücksichtigung der 
Arbeitszeit und Erziehungszeit, für die Analyse erhoben werden. Dies blieb bei der 
Datenerhebung für den ESS 3 unberücksichtigt. Bei der eigenen Erhebung für die 
Gruppe der Studierenden wurde der Faktor Zeit berücksichtigt, durch die Erhebung 
der Arbeitszeit und der Partnerschaft. Weder die Partnerschaft noch die Arbeitszeit 
hatte einen Einfluss auf die politische Partizipation von Studierenden. Des Weiteren 
kann davon ausgegangen werden, dass die Arbeitsbelastung unter den 
Studierenden ähnlich hoch ist. Dies ist auf die restriktiven Bedingungen des 
Studienfortschrittes zurückzuführen (Semesterstunden, Lehrveranstaltungen mit 
normierter Studienleistung in Form von ECTS-Punkten).  
 
Hypothese 2 konnte falsifiziert werden. Die hochschulpolitische Ebene hat keinen 
Einfluss auf die politische Partizipation. Dies zeigt sich bei der Überprüfung der 
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einzelnen Einflussfaktoren mit Hilfe der linearen Regression (Tabelle 13). Kein 
Faktor, der die hochschulpolitische Ebene beschreibt (siehe 7.1. bis 7.7.), hat einen 
signifikanten Einfluss auf die politische Partizipation. Die Diskrepanz zwischen  
hochschulpolitischer und allgemeiner politischer Ebene kann exemplarisch mit Hilfe 
des Faktors, der das Interesse abbildet, dargestellt werden. Das allgemeine 
Interesse an Politik übernimmt in beiden Modellen (Tabelle 12 & 13) einen wichtigen 
Erklärungsanteil an der politischen Partizipation. Dies ist beim Faktor, der das 
Interesse an der Hochschulpolitik beschreibt, nicht der Fall (Tabelle 13). Die 
Betrachtung der Teilnahme an Wahlen bekräftigt dieses Ergebnis. 90% der 
Studierenden, die an der ÖH-Wahl teilgenommen haben, nahmen auch bei der 
Nationalratswahl teil. Jedoch haben 70%, die nicht an der ÖH-Wahl teilgenommen 
haben, ebenfalls bei der Nationalratswahl teilgenommen. Die zusätzliche 
hochschulpolitische Ebene beeinflusst weder das Interesse an der allgemeinen 
Politik noch die politische Partizipation. Der Grund für eine höhere politische 
Partizipation der Studierenden liegt somit in anderen Bereichen. 
 
Einen interessanten Beitrag zur politischen Partizipation liefern die Motive für die 
Studienwahl. Es hat sich gezeigt, dass Studierende, für die bei der Studienwahl 
altruistische Motive wichtig waren, sich auch eher politisch beteiligen als 
Studierende, für die bei der Wahl des Studiums eher extrinsische (wie 
Verdienstmöglichkeiten oder Ansehen) und intrinsische Motive (z. B. persönliche 
Entfaltung) im Vordergrund standen. Dieser positive Zusammenhang zwischen 
altruistischer Einstellung und der politischen Partizipation lässt sich auch bei der 
Überprüfung der Hypothese 12 erkennen. Es konnte gezeigt werden, dass eine 
stärkere Positionierung auf der linken Seite des politischen Spektrums die politische 
Partizipation von Studierenden erhöht. Zettler und Hilbig konnten dabei nachweisen, 
dass eine Positionierung auf der linken Seite des politischen Spektrums in einem 
direkten Zusammenhang mit einer altruistischen Einstellung steht (2009: 340).   
 
Im zweiten Teil werden die Faktoren und die dazugehörigen Hypothesen überprüft.  
 
Es hat sich gezeigt, dass das allgemeine politische Interesse den höchsten Anteil zur  
Erklärung der politischen Partizipation beiträgt. Des Weiteren wird die politische 
Partizipation maßgeblich von der Gruppenzugehörigkeit (Berufstätige oder 
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Studierende) beeinflusst. Das Naheverhältnis zu einer Partei hat ebenso einen 
starken Einfluss auf die politische Partizipation. Weitere Einflussfaktoren mit 
geringerer Erklärungskraft sind die politische Orientierung, das Vertrauen in 
politische Institutionen, das allgemeine Vertrauen, die Eigenverantwortung, das 
soziale Engagement und die Religiosität.  
 
Die höchste politische Partizipation weisen demnach Personen auf, die studieren, die 
ein hohes Interesse an Politik aufweisen, ein Naheverhältnis zu einer Partei haben, 
hohes allgemeines Vertrauen und niedriges Vertrauen in politische Institutionen 
haben, sich sozial engagieren, geringe Eigenverantwortung haben und sich keiner 
Religion zugehörig zu fühlen. Somit konnten die Hypothesen 4, 7, 8, 12, 13, 14 und 
18 für beide Gruppen gemeinsam verifiziert werden bzw. konnte die Hypothese 15 
falsifiziert werden. Für die restlichen untersuchten Faktoren konnte kein Nachweis für 
den Einfluss auf die politische Partizipation erbracht werden. Demnach wird die 
politische Partizipation in dieser Stichprobe nicht beeinflusst durch das Alter, 
Geschlecht, Bildung, Einkommen, Zufriedenheit mit politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen und mit politischen Institutionen, Lebenszufriedenheit, 
politischen Medienkonsum, soziale Integration und das politische Wissen. Die 
entsprechenden Hypothesen (3, 5, 6, 9, 10, 11, 16, 17) konnten falsifiziert werden 
bzw. konnte die Hypothese 19 verifiziert werden.   
 
Es hat sich gezeigt, dass für zukünftige Forschungen die Beziehung der 
Dimensionen Religion und Bildung in Zusammenhang mit politischer Partizipation 
eingehender zu beschreiben sind. Für die Religion wird meist, aufgrund des  
Vereinscharakters, ein positiver Einfluss auf die politische Partizipation konstatiert. 
Wie die vorliegende Untersuchung kommen auch andere Studien, die Religiosität in 
den Vordergrund stellen, zu einem gegensätzlichen Ergebnis. So kommen auch 
Driskell et. al. in ihrer Studie zum Schluss, dass die Religiosität einen negativen 
Einfluss auf die politische Partizipation hat (Driskell et. al. 2008: 308). Sie 
beschreiben, dass Personen, die glauben, dass Gott auch in das weltliche 
Geschehen eingreift, weniger motiviert sind, selbst Prozesse positiv zu beeinflussen, 
als Personen, die nicht religiös sind und deshalb in geringerem Ausmaß politisch 
partizipieren. Mit ähnlichen Argumenten kann auch der negative Einfluss der 
Eigenverantwortung beschrieben werden. Bei geringer Eigenverantwortung wird die 
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Verantwortung bei anderen Personen gesucht und eingefordert. Bei der Religion wird 
auf Gott zurückgegriffen, bei nicht religiösen Personen mit einer gering ausgeprägten 
Eigenverantwortung werden die Lösungen von politischen Institutionen und den 
PolitikerInnen eingefordert. Bei beiden Formen ist es plausibel, dass die Motivation 
für die politische Partizipation, um selbst Veränderungen hervorzubringen, gering ist.   
 
Des Weiteren hat sich gezeigt, dass soziodemographische und soziökonomische 
Variablen wie Alter, Bildung, Einkommen und Geschlecht in dieser Stichprobe keinen 
Einfluss auf die politische Partizipation haben. Zurückzuführen ist dies auf die 
geringe Altersspanne der Stichprobe und auf den stetigen Wandel der 
geschlechterspezifischen Rollenbilder, dessen Auswirkungen sich vermutlich als 
erstes bei jungen Erwachsenen zeigen. Ein wichtiger Punkt für die Fragestellung 
dieser Studie nimmt dabei der Faktor Bildung ein. Für den Nachweis des positiven 
Einflusses der Bildung auf die politische Partizipation werden in der 
Partizipationsforschung die formalen Bildungsabschlüsse herangezogen. 
Bildungsabschlüsse beeinflussen in weiterer Folge u. a. das Einkommen und die 
berufliche Position, die wiederum die politische Partizipation positiv beeinflussen 
können. Durch diese Studie zeigt sich jedoch sehr eindeutig, dass diese 
Schlussfolgerung zu kurz greift. So konnte gezeigt werden, dass es bereits während 
des Studiums zu einer höheren politischen Partizipation kommt und dass sich dies 
nicht erst mit dem formalen Abschluss des Studiums entwickelt. Bezieht man die 
hochschulpolitische Ebene mit ein, erhärtet sich das Ergebnis. Die zusätzliche 
hochschulpolitische Ebene, mit eigenen Wahlen und parteiähnlichen Strukturen für 
die Vertretung der Studierenden, hat keinen Einfluss auf die politische Partizipation.  
Allgemein ausgedrückt bedeutet dies, dass das politische Interesse auf 
hochschulpolitischer Ebene nicht zwingend zu einem Interesse auf der allgemeinen 
politischen Ebene führt. Für Personen, die sich für die politischen Prozesse und 
Strukturen innerhalb des Hochschulsystems nicht interessieren, kann nicht auch ein 
Desinteresse auf allgemeiner politischer Ebene nachgewiesen werden. Dass die 
formale Bildung keinen Einfluss auf die politische Partizipation bei jungen 
Erwachsenen hat, zeigt sich auch bei der gesonderten Analyse der Gruppe der 
Berufstätigen. Das Bildungsniveau ist anders als bei den Studierenden nicht 
homogen. Die Hälfte der Gruppe der Berufstätigen konnten einen Maturaabschluss 
vorweisen, die andere Hälfte den Pflichtschulabschluss. Auch innerhalb der Gruppe 
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der Berufstätigen besteht kein Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und 
politischer Partizipation. Gerade in dieser Altersklasse könnte die Abschwächung der 
Erklärungskraft der formalen Bildungsabschlüsse für die politische Partizipation auf 
die Bildungsexpansion zurückzuführen sein (siehe 4.3.). 
 
 Gemeinsam mit der Erkenntnis, dass das formale Bildungsniveau als Erklärung für 
die politische Partizipation zu unscharf ist, zeigt der nachgewiesene Zusammenhang 
der politischen Partizipation mit einer altruistischen Einstellung, dass zukünftige 
Partizipationsstudien die Dimension Bildung erweitern müssen. Ähnlich wie bei der 
Arbeitswelt, bei der das Einkommen durch die berufliche Position ergänzt wurde, 
wäre bei der Bildung eine zusätzliche Berücksichtigung der Schwerpunkte der 
verschiedenen Ausbildungen wichtig. 
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10. Anhang 
 
10.1. Tabellen 
 
  
Nicht standardisierte 
Koeffizienten 
Standardisiert
e 
Koeffizienten 
Model
l   B 
Standardfehl
er Beta T 
Signifikan
z 
(Konstante) 2,526 1,668   1,515 ,133 
Naheverhältnis Partei ,413 ,345 ,111 1,198 ,234 
Religiosität 
-,526 ,284 -,162 -1,852 ,067 
Interesse an 
Hochschulpolitik -,247 ,215 -,118 -1,148 ,254 
Hochschulwissen ,145 ,175 ,075 ,827 ,410 
Zufriedenheit Zustand 
der Institutionen (Uni) -,063 ,101 -,074 -,624 ,534 
Regelmäßige 
Information über 
hochschulpolitische 
Geschehen 
-,283 ,342 -,089 -,826 ,411 
extrinsische Motivation ,182 ,154 ,104 1,186 ,238 
intrinsische Motivation ,232 ,241 ,086 ,960 ,340 
pro soziale/ altruistische 
Motivation (negativ) -,257 ,129 -,180 -1,988 ,050 
Gesamtsemesteranzahl ,012 ,037 ,028 ,318 ,751 
Vertrauen in Institutionen 
(Uni) ,090 ,072 ,113 1,246 ,216 
Parteimitglied im 
Freundes-/ Familien-/ 
Bekanntenkreis 
,055 ,096 ,052 ,580 ,563 
PartnerIn 
-,259 ,293 -,080 -,883 ,379 
Arbeitszeit 
-,002 ,005 -,035 -,421 ,674 
Medienkonsum (hoch) 
-,148 ,299 -,045 -,495 ,622 
Politikinteresse ,536 ,222 ,235 2,417 ,017 
Politische Orientierung  
-,162 ,091 -,160 -1,786 ,077 
Zufriedenheit mit pol./ 
ökonomische 
Rahmenbedingungen ,115 ,109 ,118 1,054 ,295 
1 
Zustand mit Zustand der 
pol. Institutionen -,187 ,116 -,190 -1,615 ,109 
a  Abhängige Variable: Partizipation 
b  Ausschließliche Auswahl von Fällen, bei denen Gruppe Studierende/ Berufstätige =  Studierende 
 
Anhang Tab. 1: Koeffizienten der linearen Regression für Studierende, für Tabelle 13  
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Nicht standardisierte 
Koeffizienten 
Standardisiert
e 
Koeffizienten 
Model
l   B 
Standardfehl
er Beta T 
Signifikan
z 
(Konstante) 1,250 1,181   1,058 ,291 
Geschlecht (Mann) ,024 ,174 ,008 ,140 ,889 
Alter 
-,010 ,031 -,016 -,316 ,753 
Beurteilung des 
Einkommens (positiv) -,102 ,261 -,020 -,390 ,697 
Einkommen ,020 ,059 ,024 ,329 ,742 
Pol. Orientierung  
-,082 ,044 -,107 -1,847 ,066 
Vertrauen in politische 
Institutionen  -,118 ,060 -,135 -1,974 ,050 
Zufriedenheit mit pol. u. 
ökon. 
Rahmenbedingungen  ,050 ,065 ,053 ,774 ,440 
Zufriedenheit mit 
Zustand der pol. 
Institutionen 
-,028 ,051 -,035 -,547 ,585 
Pol. Wissen 
-,009 ,112 -,005 -,080 ,936 
Naheverhältnis zu einer 
Partei  ,662 ,174 ,208 3,796 ,000 
Pol. Medienkonsum 
(hoch) ,201 ,172 ,063 1,172 ,242 
Allgemeines Vertrauen  ,069 ,039 ,101 1,778 ,077 
Eigenverantwortung 
(negativ) ,072 ,034 ,109 2,125 ,035 
Soziale Integration ,214 ,158 ,073 1,353 ,177 
Soziales Engagement ,120 ,061 ,108 1,975 ,050 
Religiosität 
-,363 ,169 -,116 -2,142 ,033 
Lebenszufriedenheit 
-,136 ,135 -,054 -1,007 ,315 
Gruppenzugehörigkeit 
(Gruppe der 
Berufstätigen) 
-,664 ,266 -,209 -2,493 ,013 
Interesse an Politik ,524 ,127 ,271 4,115 ,000 
1 
Bildung 0= Pflichtschule, 
1= Matura ,141 ,215 ,042 ,656 ,512 
a  Abhängige Variable: Partizipation 
 
Anhang Tab. 2: Regressionskoeffizienten der linearen Regression, Berechung für 
beide  Gruppen zusammen, N= 278-392, korr. R² = 0,423,  für Tabelle 10 
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Nicht standardisierte 
Koeffizienten 
Standardisiert
e 
Koeffizienten 
Model
l   B 
Standardfehl
er Beta T 
Signifikan
z 
(Konstante) 1,144 2,177   ,525 ,600 
Geschlecht (Mann) 
-,037 ,314 -,012 -,118 ,907 
Alter 
-,043 ,068 -,059 -,628 ,531 
Beurteilung des 
Einkommens (positiv) -,098 ,447 -,020 -,219 ,827 
Einkommen ,160 ,209 ,070 ,767 ,445 
Pol. Orientierung  
-,173 ,093 -,171 -1,863 ,065 
Vertrauen in politische 
Institutionen  -,142 ,106 -,147 -1,345 ,182 
Zufriedenheit mit pol. u. 
ökon. 
Rahmenbedingungen  ,152 ,113 ,156 1,341 ,183 
Zufriedenheit mit 
Zustand der pol. 
Institutionen 
-,176 ,101 -,179 -1,733 ,086 
Pol. Wissen ,011 ,216 ,005 ,052 ,959 
Naheverhältnis zu einer 
Partei  ,751 ,346 ,202 2,171 ,032 
Pol. Medienkonsum 
(hoch) ,197 ,281 ,062 ,701 ,485 
Allgemeines Vertrauen  ,066 ,073 ,089 ,901 ,370 
Eigenverantwortung 
(negativ) ,078 ,060 ,109 1,297 ,198 
Soziale Integration ,261 ,312 ,077 ,837 ,405 
Soziales Engagement ,178 ,122 ,127 1,461 ,147 
Religiosität 
-,668 ,286 -,205 -2,335 ,022 
Lebenszufriedenheit 
-,165 ,221 -,070 -,748 ,456 
1 
Interesse an Politik ,698 ,227 ,306 3,069 ,003 
a  Abhängige Variable: Partizipation 
b  Ausschließliche Auswahl von Fällen, bei denen Gruppe Studierende/ Berufstätige =  Studierende 
 
Anhang Tab. 3: Regressionskoeffizienten der linearen Regression, Berechung für 
Studierende, N= 139-163, korr. R²=0,248, für Tabelle 11 
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Nicht standardisierte 
Koeffizienten 
Standardisiert
e 
Koeffizienten 
Model
l   B 
Standardfehl
er Beta T 
Signifikan
z 
(Konstante) 
-,229 1,579   -,145 ,885 
Geschlecht (Mann) ,024 ,261 ,010 ,092 ,927 
Alter 
-,006 ,045 -,014 -,138 ,891 
Beurteilung des 
Einkommens (positiv) -,018 ,436 -,005 -,041 ,967 
Einkommen 
-,009 ,068 -,015 -,139 ,890 
Pol. Orientierung  
-,020 ,061 -,035 -,329 ,743 
Vertrauen in politische 
Institutionen  -,107 ,090 -,170 -1,192 ,237 
Zufriedenheit mit pol. u. 
ökon. 
Rahmenbedingungen  ,030 ,099 ,042 ,300 ,765 
Zufriedenheit mit 
Zustand der pol. 
Institutionen 
,046 ,071 ,076 ,647 ,520 
Pol. Wissen ,002 ,161 ,002 ,014 ,989 
Naheverhältnis zu einer 
Partei  ,435 ,254 ,186 1,710 ,092 
Pol. Medienkonsum 
(hoch) ,155 ,273 ,062 ,570 ,571 
Allgemeines Vertrauen  ,053 ,058 ,103 ,914 ,364 
Eigenverantwortung 
(negativ) ,069 ,051 ,146 1,372 ,174 
Soziale Integration ,183 ,229 ,086 ,796 ,429 
Soziales Engagement ,121 ,088 ,159 1,377 ,173 
Religiosität 
-,110 ,257 -,045 -,426 ,671 
Lebenszufriedenheit 
-,231 ,220 -,113 -1,050 ,297 
Interesse an Politik ,451 ,188 ,312 2,404 ,019 
1 
Bildung 0= Pflichschule, 
1= Matura ,293 ,255 ,125 1,150 ,254 
a  Abhängige Variable: Partizipation 
b  Ausschließliche Auswahl von Fällen, bei denen Gruppe Studierende/ Berufstätige =  Berufstätige 
 
Anhang Tab. 4: Regressionskoeffizienten der linearen Regression, Berechung für 
Berufstätige, N=122-229, korr. R²=0,132, für Tabelle 11 
 
 94  
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10.3. Abstract (Deutsch) 
 
 
Das Ziel dieser Studie ist es, die politische Partizipation und deren Einflussfaktoren 
bei jungen Erwachsenen (18-28 Jahre) mit besonderem Fokus auf die Bildung zu 
untersuchen. Neben anderen Faktoren wie Einkommen, Geschlecht und Alter 
beeinflusst die Bildung maßgeblich das Ausmaß der politischen Partizipation. 
Verschiedene soziologische Untersuchungen weisen darauf hin, dass sich Personen 
mit hohem Bildungsniveau stärker an politischen Prozessen beteiligen. Diese 
Erkenntnis ist jedoch beschränkt auf den Einfluss formaler Bildungsabschlüsse. Mit 
dieser Studie soll anhand des tertiären Ausbildungssektors untersucht werden, ab 
wann dieser Effekt zu wirken beginnt. Des Weiteren wird untersucht, ob ein 
Zusammenhang zwischen dem hochschulpolitischen System und dem allgemeinen 
politischen System besteht und ob dies als erklärender Faktor für die politische 
Partizipation herangezogen werden kann. Zusätzlich zur Bildung werden weitere 
Faktoren im Hinblick auf ihren Einfluss auf die politische Partizipation analysiert. 
 
Aufgrund der Fokussierung auf den tertiären Ausbildungssektors geschieht die 
Analyse anhand eines Gruppenvergleichs zwischen Studierenden und Berufstätigen.  
Die Stichprobe besteht insgesamt aus 392 Personen. Für die Untersuchung der 
politischen Partizipation bei Berufstätigen wird der European Social Survey (ESS) 
herangezogen. Eine Analyse der Gruppe der Studierenden konnte mit dem ESS 
Datensatz nicht erfolgen. Daher wurden die interessierenden Variablen in einer 
eigenständigen Erhebung an der Gruppe der Studierenden erfasst (N=163). Der 
Einfluss der verschiedenen Faktoren wird anhand einer linearen Regression 
überprüft.   
 
Studierende haben ein höheres politisches Partizipationsniveau als Berufstätige. Die  
wichtigsten Einflussfaktoren für die politische Partizipation sind u. a. das Interesse an 
Politik, das Naheverhältnis zu einer Partei, das Vertrauen, Religiosität und die 
politische Orientierung. Keinen Einfluss hingegen haben u. a. die hochschulpolitische 
Ebene, formales Bildungsniveau, Einkommen und Geschlecht.   
  
 
 109  
10.4. Abstract (Englisch) 
 
The aim of this study is to investigate political participation and its influencing factors 
in young adults (18-28 years) with a special focus on education. Besides other 
factors like income, sex and age, education has a significant impact on the extent of 
political participation. Several sociological studies indicate that persons with a high 
level of education are more engaged in political processes. However, this finding is 
restricted to the influence of formal educational achievements. By considering the 
tertiary educational sector, this study aims to find out when this effect starts to work. 
Moreover, it shall be examined if a correlation between the academic political system 
and the general political system exists and if this can be used as an explanatory 
factor for political participation. In addition to education, several other factors are 
analyzed with regard to their impact on political participation.  
 
Due to the focus on the tertiary educational sector the analysis is accomplished by 
comparing students with employed persons. The study sample consists of 392 
collectively. For the investigation of the political participation in employed persons the 
European Social Survey (ESS) is used. The analysis of the students could not be 
achieved with ESS. Hence, the appropriate variables were measured by an 
autonomous assessment for the student group (N=163). The influence of several 
factors is tested by a linear regression.  
 
Students have a higher level of political participation than employed persons. 
Besides others, the most important influencing factors for political participation are 
interest in politics, close relationship to a political party, faith, religiousness, and 
political orientation. Academic political system, formal educational level, income, and 
sex have no influence on political participation.  
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